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Haager Übereinkommen 
zum Schutze Minderjähriger vom 5. Oktober 1961 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Das Haager Voniiundschatisabkomnien vom 12. Juni 1902 regelt 
nur die damals wichtigste Maßnahme des Jugendschutzes, näm- 
lich die Anordnung von Vormundschaften. In der Zwischenzeit 
sind im öffentlichen Jugendschutz neue Maßnahmen eingeführt 
worden, die von der einfachen Beratung bis zur Fürsorgeerzie- 
hung reichen. Auch diese bedürfen dringend einer zwischen- 
staatlichen Regelung. Darüber hinaus gestaltet sich bei der 
bisherigen Rechtslage die Anordnung von Schutzmaßnahmen 
für Minderjährige fremder Staatsangehörigkeit dadurch beson- 
ders schwierig, daß nach den Koliisionsnormen des internatio- 
nalen Privatrechts die Rechtsordnungen verschiedener Staaten 
i neinandergreifen. 


B. Lösung 

Das Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961, zu weichem 
der Entwurf des Zustimmungsgesetzes vorgelegt wird, ersetzt 
das Haager Vormundschaftsabkommen von 1902. Es bezieht 
sämtliche Maßnahmen zum Schutze der Person und des Ver- 
mögens des Minderjährigen ein und bev/irkt eine Vereinfachung 
und Beschleunigung dadurch, daß sich Voraussetzungen, Durch- 
führung und Beendigung solcher Schutzmaßnahmen grundsätz- 
lich nach dem Recht des Staates richten sollen, in dem der Min- 
derjährige seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Nicht nennenswert. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 16, Juni 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Haager Über- 
einkommen vom 5. Oktober 1961 über die 
Zuständigkeit der Behörden und das anzu- 
wendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes 
von Minderjährigen 

mit Begründung, den Wortlaut des Übereinkommens in fran- 
zösischer Sprache und in deutscher Übersetzung sowie eine 
Denkschrift. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bun- 
destages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 353. Sitzung am 5. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Druck; Bundesdiuckorei Botin 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Meyer, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1. Goetheslr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 
über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende Recht 
auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Den Haag am 22. Oktober 1968 von der 
Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten Über- 
einkommen vom 5. Oktober 1961 über die Zustän- 
digkeit der Behörden und das anzuwendende Recht 
auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen 
wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Für die in Artikel 4 Abs. 1, Artikel 5 Abs. 2, 
Artikel 10 und Artikel 11 Abs. 1 des Übereinkom- 
mens vorgesehenen Mitteilungen sind die deutschen 
Gerichte und Behörden zuständig, bei denen ein 
Verfahren nach dem Übereinkommen anhängig ist 
oder, in den Fällen des Artikels 5 Abs. 2, zur Zeit 
des Aufenthaltswechsels des Minderjährigen an- 
hängig war. 

(2) Ist ein Verfahren im Inland nicht anhängig, 
so ist für den Empfang der Mitteilungen nach Ar- 
tikel 4 Abs. 1 und Artikel 11 Abs. 1 das Jugendamt 
zuständig, in dessen Bezirk der Minderjährige sei- 
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für den Empfang 
der Mitteilungen, die nach Artikel 11 Abs. 1 des 
Übereinkommens an die Behörden des Staates zu 
richten sind, dem der Minderjährige angehört, ist, 
wenn weder ein Verfahren im Inland anhängig ist 


noch der Minderjährige im Inland seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat, das Landesjugendamt Berlin 
zuständig. 

(3) Die Mitteilungen können unmittelbar gegeben 
und empfangen werden. 

(4) Die in den anderen Vertragsstaaten für die 
Mitteilungen nach dem Übereinkommen zuständigen 
Behörden sind im Bundesanzeiger bekanntzugeben. 

Artikel 3 

Die Vorschriften der §§ 19, 25 Abs. 1 des Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 22. Juli 1913 
(Reichsgesetzbl. S. 583), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Reichs- und Staatsange- 
hörigkeitsgesetzes vom 8. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1581), bleiben unberührt. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 20 Abs. 2 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Übereinkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaf- 
ten in der Form eines Bundesgesetzes, weil es sich 
auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erfordeT-lich, weil das Ver- 
tragsgesetz (Artikel 2) und das Übereinkommen 
(z. B. Artikel 1 und 4) Vorschriften über das Ver- 
waltungsverfahren enthalten. 

Zu Artikel 2 

Die in dem Übereinkommen vorgesehenen Mittei- 
lungen an die Behörden anderer Vertragsstaaten 
sollen auf deutscher Seite die Gerichte und Behör- 
den, die mit einer Schutzmaßnahme für einen Min- 
derjährigen befaßt sind, unmittelbar geben und 
empfangen können (Absätze 1 und 3). Nur wenn in 
den Übermittlungsweg keine weiteren Stellen ein- 
geschaltet sind, ist der wünschenswerte zügige Ver- 
fahrensablauf gewährleistet. Der Fall des Artikels 5 
Abs. 2, wonach bei Übersiedlung des Minderjähri- 
gen die Behörden des neuen Aufenthaltsstaates den 
Behörden des bisherigen Aufenthaltsstaates vor Ab- 
änderung einer von diesen getroffenen Maßnahme 
Nachricht geben sollen, war besonders zu berück- 
sichtigen, da nach der Übersiedlung des Minder- 
jährigen in einen anderen Vertragsstaat ein Ver- 
fahren im Inland meist nicht mehr anhängig sein 
wird. Die Mitteilungen können schriftlich und, in 
dringenden Fällen, auch mündlich erfolgen. 

Absatz 2 legt fest, wer der Empfänger für die von 
anderen Vertragsstaaten eingehenden Mitteilungen 
ist, wenn inländische Gerichte oder Behörden in der 
Sache bisher nicht tätig geworden sind. Es erschien 
zweckmäßig, die Jugendämter, hilfsweise das Lan- 
desjugendamt in Berlin, als Empfänger der Mittei- 
lungen zu bestimmen. Den Jugendämtern stehen 
Sozialarbeiter zur Verfügung, die sich ein unmittel- 
bares Bild davon machen können, ob etwas zum 
Schutze des Minderjährigen zu unternehmen ist. 

Gemäß Absatz 4 sollen die Behörden der anderen 
Vertragsstaaten, die für den Austausch der in dem 
Übereinkommen vorgesehenen Mitteilungen zustän- 
dig sind, im Bundesanzeiger veröffentlicht werden. 


Diese Maßnahme dient der Verwaltungsverein- 
fachung, damit Rückfragen bei den übergeordneten 
Behörden vermieden werden. 

Zu Artikel 3 

Nach § 19 des Reichs- und Staatsangehörigkeitsge- 
setzes (RuStAG) bedarf in bestimmten Fällen der 
Antrag auf Entlassung eines Minderjährigen aus der 
deutschen Staatsangehörigkeit der Genehmigung 
des deutschen Vormundschaftsgerichts; entspre- 
chend verliert in solchen Fällen ein Minderjähriger 
nach § 25 Abs. 1 RuStAG die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit durch Erwerb einer ausländischen Staats- 
angehörigkeit auch nur dann, wenn der Antrag auf 
Erwerb der fremden Staatsangehörigkeit durch das 
deutsche Vormundschaftsgericht genehmigt wor- 
den ist. Diese Genehmigungen fallen nicht unter das 
Übereinkommen, da sie keine Schutzmaßnahmen im 
Sinne des Artikels 1 darstellen. Um aber allen Zwei- 
feln zu begegnen, die sich aus den umfassenden 
Befugnissen der Behörden des Aufenthaltsstaates 
des Minderjährigen ergeben könnten, stellt das Ver- 
tragsgesetz ausdrücklich klar, daß die ausschließliche 
Zuständigkeit der deutschen Vormundschaftsgerichte 
für die Genehmigung nach §§ 19, 25 Abs. 1 RuStAG 
durch das Übereinkommen nicht berührt wird. 

Zu Artikel 4 

Das Übereinkommen soll auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Über- 
einkommen nach seinem Artikel 20 Abs. 2 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bei der Durchführung des Übereinkommens werden 
Bund, Länder und Gemeinden nicht mit nennenswer- 
ten Kosten belastet. 
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Übereinkommen 

über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende Recht 
auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen 

Convention 

concernant la competence des autorites et la loi applicable 
en matiere de protection des mineurs 


LES ETATS SIGNATAIRES de la presente Convention, 

DESIRANT etablir des dispositions communes concer- 
nant la competence des autorites et la loi applicable en 
matiere de protection des mineurs, 

ONT R£S0LU de conclure une Convention ä cet effet et 
sont convenus des dispositions suivantes; 

Article premier 

Les autorites, tant judiciaires qu'administratives, de 
l'Etat de la residence habituelle d'un mineur sont, sous 
reserve des dispositions des articles 3, 4 et 5, alinea 3, 
de la presente Convention, competentes pour prendre des 
mesures tendant ä la protection de sa personne ou de ses 
biens. 

Article 2 

Les autorites competentes aux termes de l'article Pre- 
mier prennent les mesures prevues par leur loi interne. 

Cette loi determine les conditions d’institution, modi- 
fication et cessation desdites mesures. Elle regit egale- 
ment leurs effets tant en ce qui concerne les rapports 
entre le mineur et les personnes ou institutions qui en 
ont la Charge, qu’ä l'egard des tiers. 


Article 3 

Un rapport d'autoritc resultant de plein droit de la 
loi interne de l'Etat dont le mineur est ressortissant est 
reconnu dans tous les Etats contractants. 


Article 4 

Si les autorites de l’Etat dont le mineur est ressortissant 
considerent que l'interet du mineur l'exige, elles peuvent, 
apres avoir avise les autorites de l'Etat de sa residence 
habiluelle, prendre selon leur loi interne des mesures 
tendant a la protection de sa personne ou de ses biens. 


Cette loi determine les conditions d'institution, modi- 
fication et cessation desdites mesures. Elle regit egale- 
ment leurs effets tant en ce qui concerne les rapports 
entre le mineur et les personnes ou institutions qui en 
ont la Charge, qu'a l'egard des tiers. 


(Übersetzung) 

DIE UNTERZEICHNERSTAATEN dieses Übereinkom- 
mens, 

IN DEM WUNSCH, gemeinsame Bestimmungen über 
die Zuständigkeit der Behörden und über das anzuwen- 
dende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Minder- 
jährigen festzulegen, 

HABEN BESCHLOSSEN, zu diesem Zweck ein Überein- 
kommen zu schließen, und haben die folgenden Be- 
stimmungen vereinbart: 

Artikel 1 

Die Behörden, seien es Gerichte oder Verwaltungs- 
behörden, des Staates, in dem ein Minderjähriger seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, sind, vorbehaltlich der 
Bestimmungen der Artikel 3, 4 und 5 Absatz 3, dafür 
zuständig, Maßnahmen zum Schutz der Person und des 
Vermögens des Minderjährigen zu treffen. 

Artikel 2 

Die nach Artikel 1 zuständigen Behörden haben die 
nach ihrem innerstaatlichen Recht vorgesehenen Maß- 
nahmen zu treffen. 

Dieses Recht bestimmt die Voraussetzungen für die An- 
ordnung, die Änderung und die Beendigung dieser Maß- 
nahmen. Es regelt auch deren Wirkungen sowohl im 
Verhältnis zwischen dem Minderjährigen und den Per- 
sonen oder den Einrichtungen, denen er anvertraut ist, als 
auch im Verhältnis zu Dritten. 

Artikel 3 

Ein Gewaltverhältnis, das nach dem innerstaatlichen 
Recht des Staates, dem der Minderjährige angehört, kraft 
Gesetzes besteht, ist in allen Vertragsstaaten anzuer- 
kennen. 

Artikel 4 

Sind die Behörden des Staates, dem der Minderjährige 
angehört, der Auffassung, daß das Wohl des Minder- 
jährigen es erfordert, so können sie nach ihrem inner- 
staatlichen Recht zum Schutz der Person oder des Ver- 
mögens des Minderjährigen Maßnahmen treffen, nachdem 
sie die Behörden des Staates verständigt haben, in dem 
der Minderjährige seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Dieses Recht bestimmt die Voraussetzungen für die 
Anordnung, die Änderung und die Beendigung dieser 
Maßnahmen. Es regelt auch deren Wirkungen sowohl im 
Verhältnis zwischen dem Minderjährigen und den Per- 
sonen oder den Einrichtungen, denen er anvertraut ist, 
als auch im Verhältnis zu Dritten. 
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L’application des mesures prises est assuree par les 
autorites de l'Etat dont le mineur est ressortissant. 

Les mesures prises en vertu des alineas precedents du 
present article remplacent les mesures eventuellement 
prises par les autorites de 1 Etat oii le mineur a sa resi- 
dence habituelle. 

Article 5 

Au cas de deplacement de la residence habituelle d'un 
mineur d'un Etat contractant dans un autre, les mesures 
prises par les autorites de l’Etat de l'ancienne residence 
habituelle restent en vigueur tant que les autorites de la 
nouvelle residence bahitnellp ne les ont pas levees ou 
remplacees. 

Les mesures prises par les autorites de l'Etat de l'an- 
cienne residence habituelle ne sont levees ou remplacees 
qu’apres avis prealable auxdites autorites. 

Au cas de deplacement d'un mineur qui etait sous la 
protection des autorites de l'Etat dont il est ressortissant, 
les mesures prises par elles suivant leur loi interne 
restent en vigueur dans l’Etat de la nouvelle residence 
habituelle. 

Article 6 

Les autorites de l'Etat dont le mineur est ressortissant 
peuvent, d’accord avec celles de l'Etat oü il a residence 
habituelle ou possede des biens, confier ä celles-ci la 
mise en oeuvre des mesures prises. 

La meine faculte appaitient aux autorites de l'Etat de la 
residence habituelle du mineur a l'egard des autorites de 
l'Etat ou le mineur possede des biens. 


Article 7 

Les mesures prises par les autorites competentes en 
vertu des articles precedents de la presente Convention 
sont reconnues dans tous les Etats contractants. Si toutc- 
fois ces mesures comportent des actes d’execution dans 
un Etat autre que celui oü elles ont ete prises, leur re- 
connaissance et execution sont reglees soit par le droit 
interne de l'Etat oü l’execution est demandee, soit par 
les conventions internationales. 


Article 8 

Nonobstant les dispositions des articles 3, 4 et 5, ali- 
nca 3, de la presente Convention, les autorites de l'Etat 
de la residence habituelle d'un mineur peuvent prendre 
des mesures de protection pour autant que le mineur est 
menace d’un danger serieux dans sa personne ou ses 
biens. 

Les autorites des autres Etats contractants ne sont pas 
tenues de reconnaitre ces mesures. 

Article 9 

Dans tous les cas d'urgence, les autorites de chaque 
Etat contractant sur le territoire duquel se trouvent le 
mineur ou des biens lui appartenant, prennent les me- 
sures de protection necessaires. 

Les mesures prises en application de l’alinea precedent 
cessent, sous reserve de leurs effets definitifs, aussitot 
que les autorites competentes selon la presente Conven- 
tion ont pris les mesures exigees par la Situation. 


Für die Durchführung der getroffenen Maßnahmen 
haben die Behörden des Staates zu sorgen, dem der 
Minderjährige angehört. 

Die nach den Absätzen 1 bis 3 getroffenen Maßnahmen 
treten an die Stelle von Maßnahmen, welche die Be- 
hörden des Staates getroffen haben, in dem der Minder- 
jährige seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Artikel 5 

Wird der gewöliiilidie Aufenthalt eines Minderjährigen 
aus einem Vertragsstaat in einen anderen verlegt, so 
bleiben die von den Behörden des Staates des früheren 
gewöhnlichen Aufenthalts getroffenen Maßnahmen so 
lange in Kraft, bis die Behörden des neuen gewöhnlichen 
Aufenthalts sie aufheben oder ersetzen. 

Die von den Behörden des Staates des früheren ge- 
wöhnlichen Aufenthalls getroffenen Maßnahmen dürfen 
erst nach vorheriger Verständigung dieser Behörden auf- 
gehoben oder ersetzt werden. 

Wird der gewöhnliche Aufenthalt eines Minderjährigen, 
der unter dem Schutz der Behörden des Staates gestanden 
hat, dem er angehört, verlegt, so bleiben die von diesen 
nach ihrem innerstaatlichen Recht getroffenen Maßnahmen 
im Staate des neuen gewöhnlidien Aufenthaltes in Kraft. 

Artikel G 

Die Behörden des Staates, dem der Minderjährige 
angehört, können im Einvernehmen mit den Behörden des 
Staates, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat 
oder Vermögen be.sitzt, diesen die Durchführung der ge- 
troffenen Maßnahmen übertragen. 

Die gleidie Befugnis haben die Behörden des Staates, 
in dem der Minderjährige seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat, gegenüber den Behörden des Staates, in dem der 
Minderjährige Vermögen besitzt. 

Artikel 7 

Die Maßnahmen, welche die nach den vorstehenden 
Artikeln zuständigen Behörden getroffen haben, sind in 
allen Vertragsstaaten anzuerkennen. Erfordern diese 
Maßnahmen jedoch Vollstrcckungshandlungen in einem 
anderen Staat als in dem, in weldieni sie getroffen worden 
sind, so bestimmen sich ihre Anerkennung und ihre Voll- 
streckung entweder nach dein innerstaatlichen Recht des 
Staates, in dem die Vollstreckung beantragt wird, oder 
nach zwischenstaatlichen Übereinkünften. 

Artikel 8 

Die Artikel 3, 4 und 5 Absatz 3 schließen nicht aus, 
daß die Behörden des Staates, in dem der Minderjährige 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, Maßnahmen zum 
Schutz des Minderjährigen trelfen, soweit er in seiner 
Person oder in seinem Vermögen ernstlidi gefährdet ist. 

Die Behörden der anderen Vertragstaaten sind nicht 
verpflichtet, diese Maßnahmen anziierkennen. 

Artikel 9 

In allen dringenden Fällen haben die Behörden jedes 
Vertragsstaales, in dessen Hoheitsgebiet sich der Minder- 
jährige oder ihm gehörendes Vermögen befindet, die not- 
wendigen Schutzmaßnahmen zu treffen. 

Die nach Absatz 1 getroffenen Maßnahmen treten, 
soweit sie keine endgültigen Wirkungen hervorgebracht 
haben, außer Kraft, sobald die nach diesem Übereinkom- 
men zuständigen Behörden die durch die Umstände ge- 
botenen Maßnahmen getroffen haben. 
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Article 10 

Autant que possible, afin d'assurer la continuite du 
regime appliquc au mineur, les autorites d’un Etat con- 
tractant ne prennent de mesures ä son egard qu'apres 
avoir proccde ä un echange de vues avec les autorites 
des autres Etat contractants dont les decisions sont en- 
core en vigiieur. 

Article 11 

Toutes les autorites qui ont pris des mesures en vertu 
des dispositions de la presente Convention en informent 
Sans ddlai les autorites de l’Etat dont le mineur est res- 
sortissant et, le cas echeant, celles de l'Etat de sa resi- 
dente habituelle. 

Chaque Etat contractant dosignera les autorites qui 
peuvent donner et recevoir directement les informations 
visecs ä l alinea precedent. II notifiera cette designation 
au Ministere des Affaires Etrangeres des Pays-Bas. 


Article 12 

Aux fins de la presente Convention on entend par 
« mineur » tonte personne qui a cette qualite tant selon 
la loi interne de l'Etat dont eile est ressortissante que 
selon la loi interne de sa residente habituelle. 


Article 13 

La presente Convention s'applique ä tous les mineurs 
qui ont leur residence habituelle dans un des Etats con- 
tractants. 

Toutefois les compelences attribuees par la presente 
Convention aux autorites de l’Etat dont le mineur est 
ressortissant sont reservees aux Etats contractants. 

Chaque Etat contractant peut se reserver de limiter 
l'application de la presente Convention aux mineurs qui 
sont ressortissants d’un des Etats contractants. 

Article 14 

Aux fins de la presente Convention, si la loi interne de 
l’Etat dont le mineur est ressortissant consiste en un 
Systeme non unifie, on entend par « loi interne de l'Etat 
dont le mineur est ressortissant » et par « autorites de 
l'Etat dont le mineur est ressortissant » la loi et les auto- 
rites delerminces par les regles en vigueur dans ce 
Systeme et, ä defaut de telles regles, par le lien le plus 
effectif qu’a le mineur avec l'une des legislations com- 
posant ce Systeme. 


Article 15 

Chaque Etat contractant peut reserver la competence 
de ses autorites appelees a statuer siir une demande en 
annulation, dissolution ou relächement du lien conjugal 
entre les parents d’un mineur, pour prendre des mesures 
de protection de sa personne ou de ses biens. 


Les autorites des autres Etats contractants ne sont pas 
tenues de reconnaitre ces mesures. 

Article 16 

Les dispositions de la presente Convention ne peuvent 
etre ecartees dans les Etats contractants que si leur ap- 
plication est manifestement incompatible avec l'ordre 
public. 


Artikel 10 

Um die Fortdauer der dem Minderjährigen zuteil ge- 
wordenen Betreuung zu sichern, haben die Behörden eines 
Vertragsstaates nach Möglidikeit Maßnahmen erst dann 
zu treffen, nachdem sie einen Meinungsaustausch mit den 
Behörden der anderen Vertragsstaaten gepflogen haben, 
deren Entscheidungen noch wirksam sind. 

Artikel 11 

Die Behörden, die auf Grund dieses Übereinkommens 
Maßnahmen getroffen haben, haben dies unverzüglich den 
Behörden des Staates, dem der Minderjährige angehört, 
und gegebenenfalls den Behörden des Staates seines ge- 
wöhnlichen Aufenthalts mitzuteilen. 

Jeder Vertragsstaat bezeichnet die Behörden, welche 
die in Absatz 1 erwähnten Mitteilungen unmittelbar geben 
und empfangen können. Er notifiziert diese Bezeichnung 
dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der 
Niederlande. 

Artikel 12 

Als „Minderjähriger" im Sinne dieses Übereinkommens 
ist anzusehen, wer soM'ohl nach dem innerstaatlichen 
Recht des Staates, dem er angehört, als auch nach dem 
innerstaatlichen Recht des Staates seines gewöhnlidien 
Aufenthalts minderjährig ist. 

Artikel 13 

Dieses Übereinkommen ist auf alle Minderjährigen 
anzuwenden, die ihren gewöhnlidien Aufenthalt in einem 
der Vertragsstaaten haben. 

Die Zuständigkeiten, die nach diesem Übereinkommen 
den Behörden des Staates zukommen, dem der Minder- 
jährige angehört, bleiben jedoch den Vertragsstaaten 
Vorbehalten. 

Jeder Vertragsstaat kann sich Vorbehalten, die An- 
wendung dieses Übereinkommens auf Minderjährige zu 
beschränken, die einem der Vertragsstaaten angehören. 

Artikel 14 

Stellt das innerstaatliche Recht des Staates, dem der 
Minderjährige angehört, keine einheitliche Rechtsordnung 
dar, so sind im Sinne dieses Übereinkommens als „inner- 
staatliches Recht des Staates, dem der Minderjährige an- 
gehört" und als „Behörden des Staates, dem der Minder- 
jährige angehört" das Recht und die Behörden zu ver- 
stehen, die durch die im betreffenden Staat geltenden 
Vorschriften und, mangels solcher Vorschriften, durch die 
engste Bindung bestimmt werden, die der Minderjährige 
mit einer der Rechtsordnungen dieses Staates hat. 

Artikel 15 

Jeder Vertragsstaat, dessen Behörden dazu berufen 
sind, über ein Begehren auf Nichtigerklärung, Auflösung 
oder Lockerung des zwischen den Eltern eines Minder- 
jährigen bestehenden Ehebandes zu entscheiden, kann sich 
die Zuständigkeit dieser Behörden für Maßnahmen zum 
Schulz der Person oder des Vermögens des Minder- 
jährigen Vorbehalten. 

Die Behörden der anderen Vertragsstaaten sind nicht 
verpflichtet, diese Maßnahmen anzuerkennen. 

Artikel 16 

Die Bestimmungen dieses Übereinkommens dürfen in 
den Vertragsstaaten nur dann unbeachtet bleiben, wenn 
ihre Anwendung mit der öffentlichen Ordnung offensicht- 
lich unvereinbar ist. 
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Articlc 17 

La presente Convention ne s’applique qu'aux mesures 
prises apres son entree en vigueur. 

Les rapporls d'autorite resiiltant de plein droit de la 
loi interne de l’Etat dont le mineur est ressortissant sont 
reconnus des l'entree en vigueur de la Convention. 

Arti de 18 

Dans les rapports entre les Etats contractants la pre- 
sente Convention remplace la Convention pour regier la 
tiitelie des mineurs siyiit;e a La Ilaye le 12 juin 1902= 

Elle ne porte pas atteinte aux dispositions d'autres 
conventions liant au moment de son entree en vigueur 
des Etats contractants. 

Article 19 

La presente Convention est ouverte ä la signature des 
Etats representes ä la Neuvieme session de la Confe- 
rence de La Haye de droit international prive. 

Elle sera ratifiee et les Instruments de ratification se- 
ront deposes aiipres du Ministere des Affaires Etrangeres 
des Pays-Bas, 

Article 20 

La presente Convention entrera en vigueur le soixan- 
tieme jour apres le depöt du troisieme instrument de 
ratification prevu par l'article 19, alinea 2. 

La Convention entrera en vigueur, pour chaque Etat 
signataire ratifiant posterieurement, le soixantieme jour 
apres le depöt de son instrument de ratification. 

Article 21 

Tout Etat non represente ä la Neuvieme session de la 
Conference de La Haye de droit international prive pour- 
n adherer ä la presente Convention apres son entree en 
vigueur en vertu de l'article 20, alinea premier. L'instru- 
ment d’adhesion sera depose aupres du Ministere des 
Affaires Etrangeres des Pays-Bas. 

L'adhesion n'aura d'effet que dans les rapports entre 
l'Etat adherant et les Etats contractants qui auront decla- 
re accepter cette adhesion. L'acceptation sera notifiee au 
Ministere des Affaires Etrangeres des Pays-Bas. 

La Convention entrera en vigueur, entre l'Etat adhe- 
rant et l'Etat ayant declare accepter cette adhesion, le 
soixantieme jour apres la notification mentionnee ä l'ali- 
nea precedent. 

Article 22 

Tout Etat, au moment de la signature, de la ratification 
ou de l’adhesion, pourra declarer que la presente Con- 
vention s'etendra ä l'ensemble des territoires qu'il re- 
presente sur le plan international, ou ä Tun ou plusieurs 
d'entre eux. Cette declaration aura effet au moment de 
l'entree en vigueur de la Convention pour ledit Etat, 

Par la suite, toute extension de cette nature sera noti- 
fice au Ministere des Affaires Etrangeres des Pays-Bas. 


Lorsque la declaration d'extension sera faite par un 
Etat ayant signe et ratifie la Convention, celle-ci entrera 
en vigueur pour les territoires vises conformement aux 
dispositions de l’article 20. Lorsque la declaration d'ex- 


Artikel 17 

Dieses Übereinkommen ist nur auf Maßnahmen anza- 
wenden, die nach seinem Inkrcifttreten getroffen worden 
sind. 

Gewaltverhältnisse, die nach dem innerstaatlichen Redit 
des Staates, dem der Minderjährige angehört, kraft Ge- 
setzes bestehen, sind vom Inkrafttreten des Überein- 
kommens an anzuerkennen. 

Artikel 18 

Dieses Übereinkommen tritt im Verhältnis der Vertrags- 
staaten zueinander an die Stelle des am 12. Juni 1902 im 
Haag Unterzeichneten Abkommens zur Regelung der Vor- 
mundschaft über Minderjährige. 

Es läßt die Bestimmungen anderer zwischenstaatlicher 
Übereinkünfte unberührt, die im Zeitpunkt seines Inkraft- 
tretens zwischen den Vertragsstaaten gelten. 

Artikel 19 

Dieses Übereinkommen liegt für die bei der Neunten 
Tagung der Haager Konferenz für Internationales Privat- 
recht vertretenen Staaten zur Unterzeichnung auf. 

Es bedarf der Ratifizierung; die Ratifikationsurkunden 
sind beim Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
der Niederlande zu hinterlegen. 

Artikel 20 

Dieses Übereinkommen tritt am sechzigsten Tag nach 
der in Artikel 19 Absatz 2 vorgesehenen Hinterlegung 
der dritten Ratifikationsurkunde in Kraft. 

Das Übereinkommen tritt für jeden Unterzeichnerstaat, 
der es später ratifiziert, am sechzigsten Tag nach Hinter- 
legung seiner Ratifikationsurkunde in Kraft. 

Artikel 21 

Jeder bei der Neunten Tagung der Haager Konferenz 
für Internationales Privatrecht nicht vertretene Staat 
kann diesem Übereinkommen beitreten, nachdem es 
gemäß Artikel 20 Absatz 1 in Kraft getreten ist. Die Bei- 
trittsurkimde ist beim Ministerium für Auswärtige An- 
gelegenheiten der Niederlande zu hinterlegen. 

Der Beitritt wirkt nur im Verhältnis zwischen dem 
beitretenden Staat und den Vertragsstaaten, die erklärt 
haben, diesen Beitritt anzunehmen. Die Annahmeerklä- 
rung ist dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
der Niederlande zu notifizieren. 

Das Übereinkommen tritt zwischen dem beitretenden 
Staat und dem Staat, der diesen Beitritt anzunehmen 
erklärt hat, am sechzigsten Tag nach der in Absatz 2 
vorgesehenen Notifikation in Kraft. 

Artikel 22 

Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung, bei der 
Ratifizierung oder beim Beitritt erklären, daß dieses 
Übereinkommen auf alle oder auf einzelne der Hoheits- 
gebiete ausgedehnt werde, deren internationale Be- 
ziehungen er wahrnimmt. Eine solche Erklärung wird 
wirksam, sobald das Übereinkommen für den Staat, der 
sie abgegeben hat, in Kraft tritt. 

Später kann dieses Übereinkommen auf solche Hoheits- 
gebiete durch eine an das Ministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten der Niederlande gerichteten Notifikation 
ausgedehnt werden. 

Wird die Erklärung über die Ausdehnung durch einen 
Staat abgegeben, der das Übereinkommen unterzeichnet 
und ratifiziert hat, so tritt das Übereinkommen für die in 
Betradit kommenden Hoheitsgebiete gemäß Artikel 20 
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tension sera faite par un Etat ayant adhere a la Conven- 
tion, celle-ci entrera en vigueur pour les territoires vises 
conformement aux dispositions de l'article 21. 


A r l i c 1 e 23 

Tout Etat poiirra, au plus tard au moment de la ratifi- 
cation ou de l'adhesion, faire les reserves prevues aux 
articles 13, alinea 3, et 15, alinea premier, de la presente 
Convention. Aucune autre reserve ne sera admise. 

Chaque Etat contractant pourra egalement, en noti- 
fiant une extension de la Convention conformement ä 
l'article 22, faire ces reserves avec effet limite aux terri- 
toires ou ä certains des territoires vises par l'extension. 

Chaque Etat contractant pourra, a tout moment, reti- 
rer une reserve qu’il aura faite. Ce retrait sera notifie 
au Ministere des Affaires Etrangeres des Pays-Bas. 

L’effet de la reserve cessera le soixantieme jour apres 
la notification mentionnee ä l’alinea precedent. 

A r t i c 1 e 24 

La presente Convention aura une duree de cinq ans 
ä partir de la date de son entree en vigueur conforme- 
inent ä l'article 20, alinea premier, meme pour les Etats 
qui l'auront ratifiee ou y auronl adhere posterieurement. 

La Convention sera renouvelee tacitement de cinq en 
cinq ans, sauf denonciation. 

La denonciation sera, au moins six mois avant l’expi- 
ration du delai de cinq ans, notifiee au Ministere des 
Affaires Etrangeres des Pays-Bas, 

Elle pourra se limiter ä certains des territoires aux- 
que’s s'applique la Convention. 

La denonciation n'aura d’effet qu'ä l'egard de l’Etat 
qui Laura notifiee. La Convention restera en vigueur 
pour les autres Etats contractants. 

Article 25 

Le Ministere des Affaires Etrangeres des Pays-Bas noti- 
fiera aux Etats vises ä l'article 19, ainsi qu'aux Etats 
qui auront adhere conformement aux dispositions de 
l'article 21; 

a) les notifications visees ä l'article 11, alinea 2; 

b) les signatures et ratifications visees ä l'article 19; 

c) la date ä laquelle la presente Convention entrera en 
vigueur conformement aux dispositions de l'article 20, 
alinea premier; 

d) les adhesions et acceptations visees ä l'article 21 et 
la date a laquelle elles auront effet; 

e) les extensions visees ä l'article 22 et la date a laquel- 
le elles auronl effet; 

f) les reserves et retraits de reserves vises ä l'article 23; 

g) les denonciations visees ä l'article 24, alinea 3. 

EN FOI DE QUOI, les soussignes, diiment autorises, 
ont signe la presente Convention. 

FAIT ä La Haye, le 5 octobre 1961, en un seul exem- 
plaire, qui sera depose dans les ardiives du Gouverne- 
ment des Pays-Bas et donl une copie certifiee conforme 
sera remise, par la voie diplomatique, ä chacun des Etats 
representes ä la Neuvieme Session de la Conference de 
Lu Haye de droit international prive. 


in Kraft. Wird die Erklärung über die Ausdehnung durch 
einen Staat abgegeben, der dem Übereinkommen bei- 
getreten ist, so tritt das Übereinkommen für die in Be- 
tracht kommenden Hoheitsgebiete gemäß Artikel 21 in 
Kraft. 

Artikel 23 

Jeder Staat kann spätestens bei der Ratifizierung oder 
beim Beitritt die in den Artikeln 13 Absatz 3 und Ar- 
tikel 15 Absatz 1 vorgesehenen Vorbehalte erklären. 
Andere Vorbehalte sind nicht zulässig. 

Ebenso kann jeder Vertragsstaat bei der Notifika- 
tion einer Ausdehnung des Übereinkommens gemäß Ar- 
tikel 22 diese Vorbehalte für alle oder einzelne der 
Hoheitsgebiete, auf die sich die Ausdehnung erstreckt, 
erklären. 

Jeder Vertragsstaat kann einen Vorbehalt, den er 
erklärt hat, jederzeit zurückziehen. Diese Zurückziehung 
ist dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der 
Niederlande zu notifizieren. 

Die Wirkung des Vorbehaltes erlischt am sechzigsten 
Tag nach der in Absatz 3 vorgesehenen Notifikation. 

Artikel 24 

Dieses Übereinkommen gilt für die Dauer von fünf 
Jahren, gerechnet von seinem Inkrafttreten gemäß Ar- 
tikel 20 Absatz 1, und zwar auch für Staaten, die es später 
ratifiziert haben oder ihm später beigetreten sind. 

Die Geltungsdauer des Übereinkommens verlängert 
sich, außer im Fall der Kündigung, stillschweigend um 
jeweils fünf Jahre. 

Die Kündigung ist spätestens sechs Monate, bevor 
der Zeitraum von fünf Jahren jeweils abläuft, dem Mi- 
nisterium für Auswärtige Angelegenheiten der Nieder- 
lande zu notifizieren. 

Sie kann sich auf bestimmte Hoheitsgebiete, auf die 
das Übereinkommen anzuwenden ist, beschränken. 

Die Kündigung wirkt nur für den Staat, der sie notifi- 
ziert hat. Für die anderen Vertragsstaaten bleibt das 
Übereinkommen in Kraft. 

Artikel 25 

Das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der 
Niederlande notifiziert den in Artikel 19 bezeichneten 
Staaten sowie den Staaten, die gemäß Artikel 21 bei- 
getreten sind: 

a) die Notifikationen gemäß Artikel 11 Absatz 2; 

b) die Unterzeichnungen und die Ratifikationen gemäß 
Artikel 19; 

c) den Tag, an dem dieses Übereinkommen gemäß Ar- 
tikel 20 Absatz 1 in Kraft tritt; 

d) die Beitritts- und die Annahmeeiklärungen gemäß 
Artikel 21 sowie den Tag, an dem sie wirksam werden; 

e) die Erklärungen über die Ausdehnung gemäß Ar- 
tikel 22 sowie den Tag, an dem sie wirksam werden; 

f) die Vorbehalte und die Zurückziehungen von Vor- 
behalten gemäß Artikel 23; 

g) die Kündigungen gemäß Artikel 24 Absatz 3. 

ZU URKUND DESSEN haben die gehörig bevollmächtig- 
ten Unterzeichneten dieses Übereinkommen unter- 
schrieben. 

GESCHEHEN im Haag am 5, Oktober 1961 in einer 
Urschrift, die im Archiv der Regierung der Niederlande 
hinterlegt und von der jedem bei der Neunten Tagung 
der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht 
vertretenen Staat eine beglaubigte Abschrift auf diplo- 
matischem Weg übermittelt wird. 
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Denkschrift 


A. Allgemeines 
1 . 

Das vorliegende Übereinkommen — im folgenden 
als „Haager Übereinkommen zum Schutze Minder- 
jähriger" bezeichnet — ist das Ergebnis der Be- 
ratungen der IX. Tagung der Haager Konferenz für 
Internationales Privatrecht, die im Oktober 1960 
stattgefunden hat. 

Anläßlich ihrer VIII. Tagung (1956) hatte die Haager 
Konferenz beschlossen, das Vormundschaftsabkom- 
men vom 12. Juni 1902 (Reichsgesetzbl. 1904 S. 221, 
240) g, das nur die Regelung zwischenstaatlicher 
Vormundschaften zum Gegenstand hat, zu über- 
prüfen und den veränderten Verhältnissen anzu- 
passen. Während die behördliche Fürsorge füi Min- 
derjährige, deren Eltern verstorben oder ihrer 
Erziehungsaufgabe nicht gewachsen waren, sich um 
die Jahrhundertwende im wesentlichen auf die An- 
ordnung von Vormundschaften beschränkte, trat 
nach dem Ende des ersten Weltkrieges in den Mit- 
gliedstaaten der Haager Konferenz ein Wandel in 
der Jugendschutzgesetzgebung ein, der in Deutsch- 
land im Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt vom 
16. Februar 1923 (Reichsgesetzbl. S. 633) seinen Nie- 
derschlag fand. Der Akzent des öffentlichen Jugend- 
schutzes hatte sich von der bloßen Bestellung eines 
gesetzlichen Vertreters des Minderjährigen und der 
Überwachung der Vermögensverwaltung auf die 
Sorge für das persönliche Wohl des Kindes ver- 
lagert. In fast allen Ländern wurden neben der Vor- 
mundschaft neue Rechtseinrichtungen zum Schutze 
der Minderjährigen geschaffen. Die Maßnahmen, 
welche die Vormundschaftsgerichte und Jugend- 
ämter heute treffen können, reichen von der ein- 
fachen Beratung und Überwachung eines Minder- 
jährigen durch einen Erziehungsbeistand (§ 55 JWG) 
bis zur Unterbringung des Minderjährigen in einer 
geschlossenen Anstalt im Wege der Fürsorgeerzie- 
hung (§ 64 JWG) oder auf Grund des § 1666 BGB. 
Wenn auch die gerichtlich angeordneten Vormund- 
schaften heute noch einen beachtlichen Teil aller 
Fürsorgefälle ausmachen ^), so haben die übrigen 
Maßnahmen doch eine so große Bedeutung er- 
langt'^), daß eine internationale Übereinkunft, die 
diese nicht einschließt, kein wirksames Instrument 
zur Lösung internationaler Fälle auf dem Gebiete 
des Jugendschutzes mehr darstellt. Das gilt ganz 
besonders für die gesetzliche Amtsvormundschaft 
über nichteheliche Kinder (§ 40 JWG)'^), an deren 


1) Vertragsstaaten sind auRor der Bundesro'publik Deutschland die 
Staaten Belgien, Italien, Luxemburg, die Niederlande. Portugal, die 
Schweiz und Spanien. 

2) 196? standen ca. 846 000 Minderjährige unter V'ormundsebaft, davot) 
288 000 unter gerichtlich angeordneter und 558 000 unter Amtsvor- 
mundschaft (Statistisches Bundesamt, Fachserie K — Öffentliche 
Sozialleistungcn, Reihe 2: Öffentliche Jugendhilfe 1967). 

3) 1967 standen unter Pflegschaft (§ 1909 BGB); 69 461 Minderjährige, 
unter Bei.standschaft (§ 1685 BGB); 9 905 Minderjährige, 

unter Erzichungsbeistandschaft (§ 55 JWG); 9 059 Minderjährige, 
in freiwilliger Erziehungshilte (§ 62 JWG): 26 465 Minderjährige, 
in Fürsorgeerziehung (§ 64 JWG); 23 206 Minderjährige. 

4) Vgl. Fußnote 2. 


Stelle gemäß § 1706 BGB in der Fassung des Geset- 
zes vom 19. August 1969 über die rechtliche Stellung 
der nichtehelichen Kinder (Bundesgesetzbl. I S. 1243) 
ab 1. Juli 1970 die Amtspflegschaft treten wird. Das 
Haager Vormundschaftsabkommen von 1902 erfaßt 
weder die gesetzliche Amtsvormundschaft noch die 
Amtspflegschaft. 

Eine weitere Unzulänglichkeit des Haager Vormund- 
schaftsabkommens von 1902 liegt darin, daß es auf 
dem Staatsangehörigkeitsprinzip aufbaut; Die Zu- 
ständigkeit der Behörden und das anzuwendende 
P.echt bestimmen sich grundsätzlich nach dem Recht 
des Staates, dem der Minderjährige angehört. Seit 
dem Abschluß des Abkommens von 1902 sind die 
Mitgliedstaaten der Haager Konferenz jedoch dazu 
übergegangen, die Anordnung und Führung von 
Vormundschaften regelmäßig den Behörden des 
Staates zu überlassen, in dem sich der Minder- 
jährige aufhält. Die im Abkommen festgelegte vor- 
rangige Zuständigkeit des Heimatstaates des Min- 
derjährigen stimmt also mit der Wirklichkeit nicht 
mehr überein, sondern ist in der Praxis durch die 
primäre Zuständigkeit des Aufenthaltsstaates ersetzt 
worden. 


II. 

Entsprechend dem 1956 von der VIII. Tagung der 
Haager Konferenz für Internationales Privatrecht 
erhaltenen Auftrag befragte das Ständige Büro der 
Konferenz die Mitgliedstaaten nach ihren Vorstel- 
lungen und Wünschen zu einem neuen Übereinkom- 
men zum Schutze Minderjähriger, stellte Unter- 
suchungen über die Praxis in verschiedenen Ländern 
an und ließ sich von zwischenstaatlichen Fürsorge- 
vereinigungen, insbesondere vom Internationalen 
Sozialdienst, über die bisherigen Erfahrungen be- 
richten-’). 

Im März 1960 trat daraufhin eine Spezialkommission 
zusammen, die den Vorentwurf eines Übereinkom- 
mens ausarbeitete <’). Bei der IX. Tagung im Oktober 
desselben Jahres wurde der Vorentwurf von den 
Mitgliedstaaten beraten und die endgültige Fassung 
des Entwurfs beschlossen. Am 5. Oktober 1961 v/urde 
das Übereinkommen zur Zeichnung aufgelegt und 
ist bisher von folgenden Staaten unterschrieben 
worden: 

der Bundesrepublik Deutschland, 

Frankreich, 

Italien, 

Jugoslawien, 

Luxemburg, 
den Niederlanden, 

Österreich, 

Portugal und 
der Schweiz. 


r.) Vgl den Bericht von L. Maimo, Actes et Dociiments de la Neu- 
viemo Session, Band IV, S. 18 ff. (Actes ot Doc., IV, 18 ff.). 

6) Actes et Doc., IV, 14 ff. 
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Ratifiziert haben das Übereinkommen bisher die 
Schweiz (9. 12. 1966), Luxemburg (13. 10. 1967) und 
Portugal (6.2.1968); das Übereinkommen ist zwi- 
schen diesen Staaten gemäß Artikel 20 Abs. 1 am 
4. Februar 1969 in Kraft getreten. 


B. Das Übereinkommen 

I. Ziel und wesentlicher Inhalt 

Das Haager Übereinkommen zum Schutze Minder- 
jähriger soll das nicht mehr zeitgemäße Haager Vor- 
mundschaftsabkommen von 1902 ersetzen. Durch die 
Schaffung gemeinsamer Regeln über die Zuständig- 
keit der Behörden und das auf alle Schutzmaßnah- 
men für Minderjährige anzuwendende Recht soll 
die Anerkennung solcher Maßnahmen in den Ver- 
tragsstaaten erreicht und damit eine gleichmäßige 
und dauerhafte Betreuung der Minderjährigen über 
die Grenzen der einzelnen Staaten hinweg gesichert 
werden. 

Die Regelung des Übereinkommens beruht auf fol- 
genden Grundsätzen: 

1. Zuständig, Schutzmaßnahmen anzuordnen, sind 
grundsätzlich die Behörden (Gerichte) des Staates, 
in dem der Minderjährige seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt hat (Artikel 1). Die Behörden des Staates, 
dem der Minderjährige angehört (Heimatbehörden), 
haben jedoch das Recht, das Verfahren an sich zu 
ziehen, wenn sie dies zum Wohle des Minderjähri- 
gen für erforderlich halten (Artikel 4 Abs. 1). Macht 
der Heimatstaat von diesem Recht Gebrauch, so 
fällt die Zuständigkeit der Aufenthaltsbehörden 
nicht vollständig fort. Diese können weiterhin not- 
wendige Schutzmaßnahmen anordnen, wenn der 
Minderjährige sonst in seiner Person oder seinem 
Vermögen ernsthaft gefährdet wäre (Artikel 8). 

2. Gegenstand des Übereinkommens sind alle „Maß- 
nahmen zum Schutze der Person und des Vermögens 
des Minderjährigen" (Artikel 1). Es kommt nicht 
darauf an, ob sie nach der rechtlichen Zuordnung in 
den einzelnen Vertragsstaaten zum Bereich des pri- 
vaten oder des öffentlichen Rechts gehören. Zu den 
„Maßnahmen" im Sinne des Übereinkommens zäh- 
len also nicht nur die Einleitung einer Vormund- 
schaft (§§ 1773 ff. BGB) oder Pflegschaft (§ 1909 BGB), 
sondern z. B. auch die Erziehungsbeistandschaft (§ 55 
JWG), die freiwillige Erziehungshilfe (§ 62 JWG) 
und die Fürsorgeerziehung (§ 64 JWG). Der sach- 
liche Anwendungsbereich ist damit dem modernen 
Jugondschutzrecht angepaßt. Das entscheidende 
Merkmal dafür, ob eine gerichtliche oder behörd- 
liche Maßnahme unter das Übereinkommen fällt, 
ist demnach ihr Zweck. 

Vom Übereinkommen ausgeschlossen sind die 
vom Jugendrichter ausgesprochenen Erziehungs- 
maßregeln, Zuchtmittel und Jugendstrafen (vgl. §§ 9 
bis 19 JGG). Von der vertraglichen Regelung sind 
ferner alle Gebiete ausgenommen, die herkömmlich 
eine selbständige Stellung im System des internatio- 
nalen Privatrechts einnehmen oder Gegenstand be- 
sonderer internationaler Vereinbarungen sind. Hier- 
zu zählen vor allem die Volljährigkeitserklärung 


(Artikel 7 EGBGB), die Adoption (Artikel 23 EGBGB) 
und das Unterhaltsrecht (Haager Übereinkommen 
vom 24. Oktober 1956 über das auf Unterhaltsver- 
pflichtungen gegenüber Kindern anzuwendende 
Recht; Bundesgesetzbl. 1961 II S. 1012). 

3. Die von den Behörden der Vortragsstaaten anzu- 
ordnenden Maßnahmen bestimmen sich nach deren 
innerstaatlichem Recht (Artikel 2 Abs. 1, Artikel 4 
Abs. 2). Die deutschen Gerichte und Jugendbehörden 
wenden auf die Voraussetzungen, die Durchführung 
und die Beendigung der Maßnahmen also das Bür- 
gerliche Gesetzbuch und das Jugendwohlfahrts- 
gesetz unter Ausschluß des internationalen Privat- 
und Verwaltungsrechts an. 

Die Grundregel des Übereinkommens, daß die Be- 
hörden ihr eigenes Recht anwenden, unterliegt einer 
Ausnahme. Untersteht der Minderjährige nach 
seinem Heimatrecht kraft Gesetzes einem Gewalt- 
verhältnis (z. B. der Amtspflegschaft nach § 1709 
BGB in der ab 1. Juli 1970 geltenden Fassung), so ist 
diese Rechtslage in allen Vertragsstaaten zu be- 
achten (Artikel 3). 

4. Die für den Minderjährigenschutz zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten sind zu einem mög- 
lichst umfassenden Meinungsaustausch und zu 
gegenseitiger Unterrichtung verpflichtet. Dies ist in 
mehreren Vorschriften für bestimmte Fälle aus- 
drücklich festgelcgt (vgl. Artikel 4 Abs. 1, Artikel 5 
Abs. 2). Darüber hinaus besteht eine allgemeine 
Verpflichtung zum vorherigen Meinungsaustausch 
und zur nachträglichen Benachrichtigung über die 
getroffene Maßnahme (Artikel 10, 11). Die Wirk- 
samkeit des Übereinkommens wird in der Praxis 
nicht zuletzt davon abhängen, in welchem Umfang 
die Behörden der Vertragsstaaten ihrer Konsulta- 
tions- und Informationspflicht genügen. 

11. Die wichtigsten Neuerungen 
gegenüber dem heutigen Reditszustand 

1. Das neue Übereinkommen zum Schutze Minder- 
jähriger bringt eine erhebliche Vereinfachung des 
für die Vormundsdiaft und Pflegschaft geltenden 
internationalen Privatrechts mit sich. Nach den all- 
gemeinen Kollisionsregeln ist für die Voraussetzun- 
gen, unter denen eine Vormundschaft anzuordnen 
oder aufzuheben ist, das Recht dos Staates maß- 
gebend, dem der Minderjährige angehört (Kegel 
in Soergel-Siebert, BGB, 9. Aufl. Anm. 5,27 zu Arti- 
kel 23 EGBGB); die Führung der Vormundschaft 
selbst (Bestellung des Vormunds, Überwachung sei- 
ner Tätigkeit, gerichtliche Genehmigung von Einzel- 
geschäften) beurteilt sich dagegen nach dem Recht 
des Staates, bei dessen Gerichten das Verfahren an- 
hängig ist (Kegel aaO. Anm. 22). Auf die gesetz- 
liche Vormundschaft wiederum, die z. B. nach 
niederländischem Recht die Mutter mit dem Tode 
des Vaters über die ehelichen Kinder erlangt (Arti- 
kel 283 Burgerlijk Wetboek), wendet die Praxis da- 
von abv/eichend das Heimatrecht der Mutter an 
(Artikel 19 EGBGB). 

Das Haager Vormundschaftsabkommen von 1902 be- 
stimmt das auf gerichtlich bestellte Vormundschaf- 
ten anzuwendende Recht in derselben Weise wie 
die oben erwähnten allgemeinen Kollisionsregeln. 
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Ebenso wie bei der Vormundschaft greifen auch bei 
der gerichtlich angeordneten Pflegschaft das Heimat- 
recht des Kindes und die lex fori ineinander (Kegel 
aaO.), während für die neu eingeführte gesetzliche 
Amtspflegschaft über nichteheliche Kinder (§§ 1706, 
1709 BGB in der ab 1. Juli 1970 geltenden Fassung) 
das Heimatrecht der Mutter maßgebend sein wird 
(Artikel 20 EGBGB). 

Demgegenüber richten sich nach dem neuen Über- 
einkommen alle Schutzmaßnahmen in ihrer Gesamt- 
heit (Voraussetzungen, Durchführung und Beendi- 
gung) grundsätzlich nach dem Recht des Staates, in 
dem der Minderjährige seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt hat (Artikel 1, 2 Abs. 1). Nur für die kraft Ge- 
setzes eintretenden Gewaltverhältnisse besteht 
eine Ausnahme: Sie richten sich nach dem Heimat- 
recht des Kindes (Artikel 3). Da an den gewöhn- 
lichen Aufenthalt des Minderjährigen auch die be- 
hördliche Zuständigkeit geknüpft ist (Artikel 1), 
wenden die Vormundschaftsgerichte und Jugend- 
behörden nach dem Übereinkommen also im wesent- 
lichen nur ihr eigenes materielles Recht an. Hier- 
durch wird ein mitunter langwieriges Erforschen 
ausländischer Rechtsquellen entbehrlich und das 
Verfahren beschleunigt. Die Einheit von Zuständig- 
keit und anzu wendendem Recht ist im Übereinkom- 
men auch für den Fall gewmhrt, daß die Fleimat- 
behörden das Verfahren nach Artikel 4 Abs. 1 an 
sich ziehen; für sie ist ebenfalls nur das eigene 
materielle Recht maßgebend (Artikel 4 Abs. 2). 

2. Eine die Rechtslage vereinfachende Wirkung 
bringt desweiteren der umfassende Anwendungs- 
bereich des Übereinkommens mit sich. Durch ihn 
werden die Schwierigkeiten und Unsicherheiten ver- 
mieden, die sich bei einer Teilregelung aus der 
rechtlichen Zuordnung bestimmter Maßnahmen zum 
öffentlichen oder privaten Recht ergeben können, 
wie z. B. bei Maßnahmen nach § 1666 BGB, 

3. Als eine wichtige Neuerung gegenüber dem 
heutigen Rechtszustand sind schließlich auch der im 
Übereinkommen festgelegte Meinungsaustausch und 
die Benachrichtigungspflichten anzusehen. Während 
Artikel 23 Abs, 1 EGBGB und Artikel 8 Abs. 1 des 
Haager Vormundschaftsabkommens nur die vor- 
herige Anfrage der Aufenthaltsbehörden bei den 
Heimatbehörden verlangen, ob diese die Vormund- 
schaft übernehmen wollen, ist im neuen Haager 
Übereinkommen zum Schutze Minderjähriger, wie 
oben erwähnt, eine enge Zusammenarbeit der Be- 
hörden aller Vertragsstaaten vorgesehen. Der diplo- 
matische oder konsularische Weg braucht für den 
zwischenstaatlichen Geschäftsverkehr nicht mehr 
eingehalten zu werden (Artikel 11 Abs. 2). 

IIL Die Bestimmungen des Übereinkommens 
im einzelnen 

Zu Artikel 1 

1. Artikel 1 legt die internationale Zuständigkeit 
der Gerichte und Behörden der Vertragsstaaten für 
ihre Tätigkeit im Rahmen des Übereinkommens fest. 
Zuständig sind danach die Behörden^) des Vertrags- 


7) Unter Behörden sind jeweils auch die Gerichte zu verstehen. 


Staates, in dem der Minderjährige seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat. Diese können den Minder- 
jährigen und seine Lebensverhältnisse am besten 
beurteilen. 

Von der Regel des Artikels 1 gibt es vier Ausnah- 
men: 

a) Steht der Minderjährige nach seinem Heimatrecht 
kraft Gesetzes unter Vormundschaft oder in einem 
ähnlichen Gewaltverhältnis, so sind für die Über- 
wachung und etwaige Änderung dieses Gewaltver- 
hältnisses die Heimatbehörden zuständig (Artikel 1 
in Verbindung mit Artikel 3). 

b) Die Heimatbehörden des Minderjährigen können 
das im Aufenthaltsstaat anhängige Verfahren an 
sich ziehen, wenn das Wohl des Kindes dies nach 
ihrer Auffassung erfordert (Artikel 1 in Verbindung 
mit Artikel 4). 

c) Verlegt der Minderjährige seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt vom Heimatstaat in einen anderen Ver- 
tragsstaat, so bleiben die Heimatbehörden für die 
Durchführung der bis dahin getroffenen Maßnahmen 
weiterhin zuständig, bis die Behörden des neuen 
Aufenthalts das Verfahren übernehmen (Artikel 1 in 
Verbindung mit Artikel 5 Abs. 3 und Artikel 6). 

d) Nach Artikel 15 haben die Vertragsstaaten die 
Möglichkeit, einen Vorbehalt dahin zu erklären, daß 
ihre Gerichte und Behörden, soweit sie für die 
Nichtigerklärung, Scheidung oder Trennung der Ehe 
der Eltern des Minderjährigen zuständig sind, auch 
Schutzmaßnahmen für das Kind treffen können. Die 
anderen Vertragsstaaten brauchen diese Maßnah- 
men aber nicht anzuerkennen. 

Die genannten Ausnahmezuständigkeiten stehen 
unter dem Vorbehalt des Artikels 8, wonach die Be- 
hörden des Aufenthaltsstaates trotz der Zuständig- 
keit der Heimatbehörden ihrerseits Schutzmaßnah- 
men ergreifen können, wenn der Minderjährige in 
seiner Person oder seinem Vermögen ernsthaft ge- 
fährdet ist. 

Artikel 1 regelt die internationale, nicht die örtliche 
Zuständigkeit. Welches Gericht oder Jugendamt für 
die Anordnung der Schutzmaßnahmen im Einzelfall 
örtlich zuständig ist, ergibt sich aus den Verfahrens- 
gesetzen der Vertragsstaaten; für die deutschen Ge- 
richte und Jugendämter sind also §§ 36 bis 36 b, 43 
FGG in der ab 1. Juli 1970 geltenden Fassung, § 11 
JWG und §§ 606, 606 b in Verbindung mit § 627 ZPO 
maßgebend. 

2. Außer der internationalen Zuständigkeit bestimmt 
Artikel 1 au<Ji den sachlichen Anwendungsbereich 
des Übereinkommens. Er umfaßt alle „Maßnahmen 
zum Schutze der Person und des Vermögens des 
Minderjährigen“. Der Begriff ist weit zu verstehen. 
Unter ihn fällt — mit den im folgenden gemachten 
Einschränkungen — jedes gerichtliche oder behörd- 
liche Einschreiten, das auf das Wohl der Person 
eines bestimmten Minderjährigen oder auf die 
Sicherung seines Vermögens gerichtet ist. 

Nach deutschem Recht kommen insbesondere fol- 
gende gerichtliche und behördliche Maßnahmen in 
Betracht: 

a) Gerichtliche Anordnungen nach §§ 1666 
bis 1669 BGB (Maßnahmen zur Abwendung einer 
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Gefährdung der Person des Kindes oder seines Ver- 
mögens), §§ 1671, 1672 BGB (Verteilung der elter- 
lichen Gewalt nach Scheidung und bei Getrennt- 
leben), § 1708 BGB in der ab 1. Juli 1970 geltenden 
Fassung (Bestellung eines Pflegers vor der Geburt 
eines nichtehelichen Kindes), § 1789 BGB (Bestellung 
eines Vormunds) und § 1909 BGB (Bestellung eines 
Pflegers). 

Hervorzuheben ist, daß auch die nach § 1666 BGB 
mögliche Entziehung der elterlichen Gewalt unter 
das Übereinkommen fällt. Desgleichen zählen die 
vorläufigen Sorgerechtsregelungen nach § 627 Abs. 1 
ZPO, die das Landgericht im Scheidungsverfahren 
trifft, zu den Schutzmaßnahmen des Artikels 1. Eine 
derartige Sorgerechtsregelung ist in den anderen 
Vertragsstaaten anzuerkennen, wenn die Zuständig- 
keitsvoraussetzungen des Übereinkommens erfüllt 
sind, wenn also der Minderjährige im Prozeßstaat 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (Artikel 1) oder 
dessen Staatsangehörigkeit besitzt (Artikel 4) oder 
wenn eine sofortige Entscheidung erforderlich ist 
(Artikel 7, 9). 

Zu den gerichtlichen Schutzmaßnahmen nach Arti- 
kel 1 gehören ferner die Bestellung eines Erzie- 
hungsbeistandes gemäß § 1 1 Abs. 1 JWG und die 
Anordnung der Fürsorgeerziehung gemäß § 65 JWG. 

Keine Schutzmaßnahmen im Sinne des Artikels 1 
sind dagegen die zur Durchführung einer Vormund- 
schaft oder Pflegschaft erforderlichen Einzelmaßnah- 
men, wie z. B, die gerichtlichen Genehmigungen ver- 
mögensrechtlicher Verfügungen nach §§ 1812 ff. BGB. 
Die deutschen Gerichte sind für die Erteilung solcher 
Genehmigungen nur zuständig, wenn die Vormund- 
schaft oder Pflegschaft im Inland anhängig ist. 

Auch die vormundschaftsgerichtlichen Befreiungen 
von Schutzvorschriften, die selbständigen Rechts- 
gebieten zugehören, fallen nicht unter Artikel 1. 
Hier sind vor allem zu nennen: die Befreiung vom 
Erfordernis der Ehemündigkeit nach § 1 Abs. 2 EheG 
und die Erteilung des Auseinandersetzungszeugnis- 
ses nach § 9 EheG. Dafür gelten weiterhin die bis- 
herigen Zuständigkeitsregeln. 

Vom Übereinkommen werden ferner die Anordnun- 
gen der Jugendgerichte nicht erfaßt. Diese stellen, 
da sie aus Anlaß einer Straftat getroffen werden, 
ebenfalls ein eigenständiges Rechtsgebiet dar. Die 
Haager Konferenz für Internationales Privatrecht hat 
sich für ihren Ausschluß vom Übereinkommen ent- 
schieden. 

b) An behördliche Maßnahmen, die nach Arti- 
kel 1 von den deutschen Jugendämtern getroffen 
werden können, wenn der Minderjährige seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat, kommen 
vor allem die Gewährung der freiwilligen Erzie- 
hungsbeistandschaft (§ 55 JWG) und der freiwilligen 
Erziehungshilfe (§ 62 JWG) in Betracht. Auch der 
Schutz der Pflegekinder nach §§ 27 ff. JWG zählt 
hierher. Wenn ein deutsches oder ausländisches 
Ehepaar, das in Deutschland wohnt, ein ausländi- 
sches Kind in Pflege nehmen will, bedarf es also 
gemäß Artikel 1 der Pflegeerlaubnis durch das 
Jugendamt (§ 28 JWG). 


Von Artikel 1 werden nur Einzelmaßnahmen erfaßt, 
die den Schutz eines bestimmten Kindes zum Ziele 
haben. Dagegen fällt die Durchführung gesetzlicher 
Vorschriften, die auf einem bestimmten Sachgebiet 
allgemein den Schutz und die Förderung von Kin- 
dern und Jugendlichen bezwecken, nicht unter das 
Übereinkommen. Als Beispiele seien genannt: Die 
Schutzvorschriften der Arbeitszeitordnung, die Vor- 
schriften über die Schulpflicht, über finanzielle Für- 
sorge und das Gesetz zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit. Diese Vorschriften sind unabhän- 
gig vom Übereinkommen anzuwenden. 

c) Abgesehen von den bereits erwähnten Materien 
sind folgende gerichtliche Verfügungen vom Gel- 
tungsbereich des Übereinkommens nicht erfaßt, da 
sie selbständigen Sachgebieten zuzuordnen sind: 

Die Bestellung eines Pflegers für die Leibesfrucht 
(§ 1912 BGB), 

die Anordnung einer Nachlaßpflegschaft (§ 1960 
BGB), auch wenn der Erbe minderjährig ist, 
die Feststellung der Legitimation (§ 31 PStG), 
die Ehelichkeitserklärung (§ 1723 BGB), 
die Bestätigung eines Adoptionsvertrages (§ 1741 
Satz 2 BGB), 

die Volljährigkeitserklärung (§ 3 BGB) und 
die Genehmigung zur Entlassung eines Minder- 
jährigen aus der deutschen oder zum Erwerb 
einer ausländischen Staatsangehörigkeit (§§ 19, 25 
RuStAG; vgl. Artikel 3 des Vertragsgesetzes). 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 bestimmt das anzuwendende Recht: Die 
Behörden der Vertragsstaaten wenden ihr eigenes 
innerstaatliches Recht, also unter Ausschluß der 
Kollisionsregeln, an. Dieser Grundsatz gilt nicht nur 
im Rahmen des Artikels 1, sondern auch für die nach 
Artikel 3, 4 oder 5 Abs. 3 zuständigen Behörden, wie 
sich aus dem Wortlaut dieser Bestimmungen ergibt. 

Absatz 2 Satz 1 legt fest, daß sich nach dem inner- 
staatlichen Recht der zuständigen Behörde sowohl 
die Voraussetzungen für die Anordnung, Änderung 
und Aufhebung einer Schutzmaßnahme bestimmen 
als auch deren Durchführung. Das Recht des Aufent- 
haltsstaates entscheidet also z. B. darüber, ob einem 
Minderjährigen, der neben seinen Eltern Miterbe 
geworden ist, für die Nachlaßteilung ein Pfleger 
bestellt werden muß (vgl. § 1909 in Verb, mit § 1629 
Abs. 2, § 1795 Abs. 1 BGB), und unter welchen Vor- 
aussetzungen er einen Vormund erhält (vgl. § 1773 
BGB). Auch die gesamten Wirkungen der Schutz- 
maßnahme unterliegen gemäß Absatz 2 Satz 2 diesem 
Recht, gleichgültig ob es sich um die Wirkungen auf 
die Rechtsstellung des Minderjährigen selbst, seiner 
Betreuungspersonen (Vormund, Pfleger, Beistand) 
oder Dritter handelt; nach dem Recht des Aufent- 
haltsstaates beurteilen sich demgemäß u. a. der Um- 
fang der Vertretungsbefugnis des Vormunds und 
die Frage, wieweit die Eltern über Angelegenheiten 
ihres Kindes entscheiden können, das in Fürsorge- 
erziehung eingewiesen ist. 

Zu Artikel 3 

Steht der Minderjährige nach dem Recht seines 
Heimatstaates kraft Gesetzes, also ohne besondere 
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gerichtliche oder behördliche Anordnung, unter Vor- 
mundschaft, Pflegschaft oder in einem ähnlichen 
familienrechtlichen Gewaltverhältnis, so wird dies 
nach Artikel 3 in allen Vertragsstaaten anerkannt. 
Die niederländische Witwe wird also unabhängig 
von ihrem Aufenthaltsort in allen Vertragsstaaten 
mit dem Tode des Mannes gesetzliche Vormünderin 
ihrer minderjährigen Kinder (Artikel 283 Burgerlijk 
Wetboek); die deutsche Witwe erlangt die volle 
elterliche Gewalt (§ 1681 Abs. 1 BGB), die sie auch 
dann behält, wenn sie mit den Kindern in die Nie- 
derlande übersiedelt. Ist das Jugendamt gemäß 
§ 1709 BGB in der ab 1. Juli 1970 geltenden Fassung 
Pfleger eines deutschen nichtehelichen Kindes ge- 
worden, dann besteht die Pflegschaft bei Wohnsitz- 
wechsel des Kindes in einen anderen Vertragsstaat 
fort. Die kraft Gesetzes eingetretene Rechtsfolge, 
wonach der Minderjährige in ein bestimmtes recht- 
liches Abhängigkeitsverhältnis eingeordnet wird, 
soll bei Aufenthaltswechseln erhalten bleiben, um 
eine gleichmäßige Fürsorge zu sichern. 

Artikel 3 weicht von den allgemeinen Regeln des 
deutschen Kollisionsrechts insofern ab, als dort für 
die kraft Gesetzes eintretenden Gewaltverhältnisse 
nicht das Heimatrecht des Kindes, sondern grund- 
sätzlich das Heimatrecht des Vaters eines ehelichen 
Kindes (Artikel 19 EGBGB) und das Heimatrecht der 
Mutter eines nichtehelichen Kindes (Artikel 20 
EGBGB) als maßgebend angesehen wird. Der prak- 
tische Unterschied ist indessen gering, da das ehe- 
liche Kind im allgemeinen die Staatsangehörigkeit 
des Vaters und das nichteheliche Kind die der 
Mutter teilt. 

Artikel 3 beinhaltet nicht nur die bloße Anerken- 
nung eines kraft Gesetzes nach dem Heimatrecht des 
Minderjährigen entstandenen Gewaltverhältnisses, 
sondern räumt den Heimatbehörden des Minder- 
jährigen gleichzeitig die Zuständigkeit dafür ein, im 
Rahmen des Gewaltverhältnisses tätig zu werden, 
also Genehmigungen für bestimmte Rechtsgeschäfte 
zu erteilen (z. B. die Genehmigung zum Unterhalts- 
vergleich eines nichtehelichen Kindes gern. § 1706 
Nr. 2, § 1615 e Abs. 2 BGB in der ab 1. Juli 1970 gel- 
tenden Fassung), das Gewaltverhältnis aufzuheben 
(z. B. die Amtspflegschaft über ein nichteheliches 
Kind gern. § 1707 Abs. 1 Nr. 2 BGB in der ab 1. Juli 
1970 geltenden Fassung) oder es zu ändern (z. B. 
den Wirkungskreis des Amtspflegers gern. § 1707 
Abs. 1 Nr. 3 BGB in der ab 1. Juli 1970 geltenden 
Fassung zu beschränken). 

Zu den Gewaltverhältnissen im Sinne des Artikels 3 
gehört auch die elterliche Gewalt über ein eheliches 
oder nichteheliches Kind. Die Anerkennung der 
elterlichen Gewalt in den anderen Vertragsstaaten 
hindert die Behörden des Aufenthaltsstaates in- 
dessen nicht, in dieses Rechtsverhältnis auf Grund 
ihrer Gesetze einzugreifen; sie bedeutet lediglich, 
daß die nach dem Fleimatrecht des Kindes be- 
stehende Lage als wirksam hinzunehmen und die- 
jenige Person als Inhaber der elterlichen Rechte an- 
zuerkennen ist, die das Heimatrecht des Kindes 
bestimmt. Die Aufenthaltsbehörden sind gemäß Arti- 
kel 1 aber dazu befugt, die elterliche Gewalt einzu- 
schränken oder ganz zu entziehen und anderen Per- 


sonen zu übertragen, soweit dies in den innerstaat- 
lichen Gesetzen des Aufenthaltslandes vorgesehen 
ist. 

Der durch Artikel 3 dem Heimatrecht eingeräumte 
Zuständigkeitsbereich steht unter dem Vorbehalt 
des Artikels 8. Auch in den Fällen, in denen die 
Heimatbehörden des Kindes im Rahmen des Arti- 
kels 3 tätig geworden sind, können die Behörden 
des Aufenthaltsstaates Schutzmaßnahmen ergreifen, 
wenn Person oder Vermögen des Kindes ernsthaft 
gefährdet ist. 

Zu Artikel 4 

Diese Vorschrift gibt den Heimatbehörden des Min- 
derjährigen die Möglichkeit, jederzeit Schutzmaß- 
nahmen nach ihrem innerstaatlichen Recht zu tref- 
fen, wenn dies zum Wohle des Kindes erforderlich 
erscheint. Hierbei ist es unerheblich, ob die Auf- 
enthaltsbeliörden bereits im Interesse des Kindes 
tätig geworden sind oder nicht. Ist ein deutsches 
Kind in dem Vertragsstaat, in dem es seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt hat, unter Vormundschaft 
gestellt worden, so kann das deutsche Vormund- 
schaftsgericht auf Grund des Artikels 4 gleichwohl 
eine neue Vormundschaft anordnen und einen an- 
deren Vormund bestellen, wenn nach seiner Auf- 
fassung das Kindeswohl andernfalls gefährdet wäre; 
es hat zuvor aber die Behörden des Aufenthalts- 
staates zu hören (Absatz 1). Die neue Schutzmaß- 
nahme ersetzt die alte (Absatz 4). 

Nach den Absätzen 1 und 2 bestimmt das innerstaat- 
liche Heimatrecht des Minderjährigen die Voraus- 
setzungen für die Anordnung, Änderung und Be- 
endigung der Maßnahmen sowie deren Wirkungen 
(vgl. dieselbe Regelung in Artikel 2 Abs. 2). Die 
Vorschrift soll den Heimatbehörden die Rechtsan- 
wendung erleichtern. Ohne diese Regel hätten sie 
das anzuwendende Recht nach etwaigen anderen 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen und dem all- 
gemeinen Kollisionsrecht zu bestimmen. 

Artikel 4 v/ird nur in wenigen Fällen praktische Be- 
deutung erlangen, da es gemäß Absatz 3 dem Hei- 
matstaat selbst überlassen ist, für die Durchführung 
der von ihm angeordneten Maßnahmen im Aufent- 
haltsstaat des Kindes zu sorgen. In Betracht kom- 
men demnach regelmäßig nur Maßnahmen, die im 
Aufenthaltsstaat kein hoheitliches Handeln, insbe- 
sondere nicht die Anwendung staatlicher Zwangs- 
mittel erforderlich machen. An derartigen Maßnah- 
men sind z. B. die Bestellung einer Privatperson als 
Vormund oder Pfleger, der den Mündel im Aufent- 
haltsstaat betreut, zu nennen wie auch die Gewäh- 
rung freiwilliger Erziehungshilfe, zu deren Durch- 
führung das Kind von dem Erziehungsberechtigten 
nach Deutschland zurückgebracht wird. 

Dagegen wäre es nicht zulässig, den Minderjährigen 
ohne Einverständnis des Aufenthaltsstaates zum 
Vollzug der in Deutschland angeordneten Fürsorge- 
erziehung durch einen Angehörigen des Jugend- 
amtes ins Inland verbringen zu lassen; dies würde 
einen Eingriff in die Gebietshoheit des Aufenthalts- 
staates bedeuten. Das Übereinkommen schließt je- 
doch nicht aus, daß die Behörden des Aufenthalts- 
staates für die Durchführung der Maßnahmen Rechts- 
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und Amtshilfe leisten; ihnen kann gemäß Artikel 6 
Abs. 1 die Durchführung der angeordneten Maßnah- 
men mit ihrem Einverständnis auch ganz übertragen 
werden. 

Artikel 4 steht wie Artikel 3 unter dem Vorbehalt 
des Artikels 8. Die Aufenthaltsbehörden sind also 
befugt, bei ernsthafter Gefährdung des Kindes das 
Weiterbestehen der von ihnen getroffenen Maß- 
nahmen entgegen Artikel 4 Abs. 4 zu beschließen 
und den Vollzug der Maßnahme des Heimatstaates 
auf diese Weise zu verhindern. 

Zu Artikel 5 

Die Vorschrift regelt die Fälle, in denen der Minder- 
jährige, zu dessen Schutz eine Maßnahme getroffen 
worden ist, von einem Vertragsstaat in den anderen 
übersiedelt. Um die rechtliche Betreuung des Min- 
derjährigen möglichst nahtlos in die Rechtsordnung 
des neuen Aufenthaltsstaates übergehen zu lassen, 
sieht Artikel 5 das grundsätzliche Weiterbestehen 
der bisherigen Maßnahmen vor. 

Artikel 5 unterscheidet zwei Alternativen: Die Ab- 
sätze 1 und 2 betreffen den Fall, daß der Minder- 
jährige außerhalb seines Heimatstaates von einem 
Vertragsstaat in den anderen übersiedelt; Absatz 3 
regelt den Fall, daß er seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt vom Heimatstaat in einen anderen Ver- 
tragsstaat verlegt. Dem Heimatstaat wird auch hier 
— wie in Artikel 3 und 4 — ein gewisser Vorrang 
eingeräumt. Während bei Übersiedlung außerhalb 
des Heimatstaates von einem Vertragsstaat in einen 
anderen die bisher getroffenen Maßnahmen von den 
Behörden des neuen Aufenthalts — nach Konsulta- 
tion der bisher zuständigen Behörden (Absatz 2) — 
aufgehoben oder ersetzt werden können (Absatz 1), 
bleiben die Maßnahmen des Heimatstaates des 
Minderjährigen weiterhin in Kraft, wenn der 
Minderjährige sich bisher dort aufgehalten hatte 
(Absatz 3). Die von den Heimatbehörden angeord- 
nete Pflegschaft oder Fürsorgeerziehung ist also 
auch im Staat des neuen Aufenthalts wirksam. Die 
Aufrechterhaltung dieser Maßnahmen durch die 
Heimatbehörden wird in den meisten Fällen aber 
nur sinnvoll sein, wenn die Behörden des neuen 
Aufenthalts die Durchführung und Überwachung 
dieser Maßnahmen übernehmen. Diese Möglichkeit 
ist “in Artikel 6 Abs. 1 vorgesehen. 

Sehen sich die Behörden des neuen Aufenthalts aber 
nicht in der Lage, die vom Heimatstaat angeordne- 
ten Maßnahmen durchzuführen, so müssen die Hei- 
matbehörden, um die Betreuung des Minderjährigen 
durch den Aufenlhaltsstaat nicht zu blockieren, ihre 
Maßnahmen aufheben; damit wird der Weg für ein 
Tätigwerden der Aufenthaltsbehörden nach ihrem 
eigenen Recht frei (Artikel 1,2). 

Untersteht der Minderjährige, der von seinem Hei- 
matstaat in einen anderen Vertragsstaat übersiedelt, 
kraft Gesetzes einem Gewaltverhältnis, z. B. der 
Amtspflegschaft nach § 1709 BGB in der ab l.Juli 
1970 geltenden Fassung, so findet Artikel 3 Anwen- 
dung. Eine etwaige Übergabe der Amtspflegschaft 
an die Behörden des neuen Aufenthaltsstaates 
kommt, da sie im Übereinkommen nicht vorgesehen 
ist (vgl. Artikel 6), nur außerhalb des Übereinkom- 


mens in Betracht. Sie setzt voraus, daß der neue 
Aufenthaltsstaat zur Übernahme bereit ist. 

Zu Artikel 6 

Die von den Heimatbehörden des Minderjährigen 
nach Artikel 1 oder 4 angeordneten Maßnahmen 
gingen oft ins Leere, wenn die Behörden des (neuen) 
Aufenthalts ihre Durchführung nicht in die Hand 
nehmen und überwachen würden. Absatz 1 eröffnet 
deshalb die Möglichkeit, daß die Heimatbehörden 
den Aufenthaltsbehörden mit deren Einverständnis 
die Durchführung ihrer Maßnahmen übertragen. Ob 
die Aufenthaltsbehörden in diesem Sinne tätig wer- 
den, liegt in ihrem pflichtgemäßen Ermessen. Sie 
wenden für die Durchführung der Maßnahmen ihre 
eigenen Verfahrensregeln an, soweit diese nicht in 
Widerspruch zu der vom Heimatstaat angeordne- 
ten Maßnahme stehen. 

Absatz 2 behandelt den Fall, daß der Minderjährige 
in dem einen Vertragsstaat seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, in einem anderen Vermögen be- 
sitzt. Da auch für die Anordnungen, die sich auf das 
Vermögen des Minderjährigen beziehen, gemäß Ar- 
tikel 1 die Aufenthaltsbehörden zuständig sind, 
mußte im Übereinkommen Vorsorge für die Durch- 
führung der Anordnung im Belegenheitsstaat ge- 
troffen werden. Absatz 2 sieht dementsprechend 
vor, daß die Behörden des Staates, in dem der Min- 
derjährige Vermögen besitzt, die Durchführung oder 
Überwachung vermögensrechtlicher Maßnahmen der 
Aufenthaltsbehörden übernehmen können. 

Für den nach Artikel 6 erforderlichen Meinungs- 
austausch und die Übermittlung von Schriftstücken 
(Verfahrensakten) gilt der diplomatische Weg. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift betrifft die Anerkennung und die 
Vollstreckung der nach dem Übereinkommen getrof- 
fenen Maßnahmen in den anderen Vertragsstaaten; 
diese beiden Fragen werden im Übereinkommen 
unterschiedlich behandelt. 

Nach Satz 1 werden Schutzmaßnahmen in allen Ver- 
tragsstaaten anerkannt, wenn sie von einer nach 
dem Übereinkommen zuständigen Behörde erlassen 
worden sind. Erfordern diese Maßnahmen jedoch 
Vollstreckungshandlungen in einem anderen Ver- 
tragsstaat, so finden gemäß Satz 2 die hierfür be- 
stehenden innerstaatlichen Regeln oder etwaigen 
Vollstreckungsübereinkommen Anwendung. Zur Er- 
läuterung des Artikels 7 mögen zwei Beispiele 
dienen: 

a) Das in einem anderen Vertragsstaat lebende und 
dort unter Vormundschaft stehende deutsche 
Kind (Artikel 1, 2) wird in diesem Staat adop- 
tiert. Da die Anordnung und Führung der Vor- 
mundschaft in Deutschland anzuerkennen ist 
(Artikel 7 Satz 1), kann die Gültigkeit der Adop- 
tion später nicht mit der Begründung verneint 
werden, der Vormund sei mangels Wirksamkeit 
der Vormundschaft in Deutschland nicht der ge- 
setzliche Vertreter des Kindes gewesen und habe 
das Kind im Adoptionsverfahren nicht vertreten 
können. 
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b) über einen Minderjährigen haben die Behörden 
des Heimatstaates die Fürsorgeerziehung in einer 
geschlossenen Anstalt angeordnet. Der Minder- 
jährige befindet sich vorübergehend in einem 
anderen Vertragsstaat. Soll er auf Grund des 
Fürsorgebeschlusses zwangsweise in den Hei- 
matstaat zurückgebradit werden, so ist dies eine 
Vollstreckungshandlung. Da die Vollstreckung 
im Übereinkommen aber nicht geregelt ist, 
muß für diesen Bereich nach den allgemeinen 
Vorschriften und etwaigen internationalen Ver- 
trägen selbständig geprüft werden, ob der Be- 
schluß alle Voraussetzungen der Vollstreckbar- 
keit erfüllt, insbesondere ob der Entscheidungs- 
staat die internationale Zuständigkeit besaß. Die 
Antwort auf diese Frage kann anders ausfallen 
als bei Anwendung der Artikel 1 und 4, so daß 
die Entscheidung anerkennungsfähig sein kann, 
ohne gleichzeitig vollstreckbar zu sein. 

Zu Artikel 8 

Die Vorschrift gibt den Behörden des gewöhnlichen 
Aufenthalts eines Minderjährigen die Befugnis, bei 
Gefahr im Verzüge Schutzmaßnahmen anzuordnen, 
wenn das nach dem Heimatrecht des Kindes kraft 
Gesetzes bestehende Gewaltverhältnis oder die von 
den Heimatbehörden getroffene Maßnahme nicht 
ausreicht, das Wohl des Minderjährigen zu sichern 
(Absatz 1). Diese Durchbrechung der Zuständigkeit 
des Heimatstaates ist notwendig, da in der Regel 
die Aufenthaltsbehörden eine Gefährdung des Min- 
derjährigen eher erkennen und beseitigen können 
als die Heimatbehörden. Die Mögliclikeit, sich un- 
mittelbar ein genaues Bild von den Lebcmsverhält- 
nissen des Minderjährigen machen und schneller 
eingreifen zu können, begründet die vorrangige 
Verantwortlichkeit der Aufenthaltsbehördon für den 
Minderjährigen. 

Die Behörden des gewöhnlichen Aufenthalts können 
alle Maßnahmen ergreifen, die sie zur Abwendung 
der Gefährdung des Minderjährigen für erforder- 
lich halten. Sie sind hierbei nicht an ihr innerstaat- 
liches Recht gebunden. Sie können z. B. eine nach 
Heimatrecht kraft Gesetzes bestehende Vormund- 
schaft aufheben und einen neuen Vormund be- 
stellen, auch wenn diese Möglichkeit in ihrem inner- 
staatlichen Recht nicht vorgesehen ist. 

Die Anwendung des Artikels 8 setzt voraus, daß die 
Person oder das Vermögen des Minderjährigen 
ernsthaft gefährdet ist. Dies zu entscheiden obliegt 
den Behörden des gewöhnlichen Aufenthalts, die 
jedoch nach Artikel 10 vorher, soweit möglidi, eine 
Stellungnahme der Heimatbehörden einholcn sol- 
len. Ist eine Notmaßnahme nach Artikel 8 von den 
Behörden des Aufenthaltsstaates getroffen worden, 
so haben sie die Heimatbehörden hiervon unver- 
züglich zu unterrichten (Artikel 11). 

Absatz 2 behandelt die Anerkennung der Notmaß- 
nahmen in den anderen Vertragsstaaten. Weder der 
Heimatstaat noch die übrigen Vertragsstaaten sind 
nach dem Übereinkommen zur Anerkennung ver- 
pflichtet. Das bedeutet, daß sich die Anerkennung 
nach den allgemeinen Regeln beurteilt, die in den 
einzelnen Vertragsstaaten gelten. Liegen die Vor- 


aussetzungen für die Anerkennung einer Notmaß- 
nahmc vor, so tritt diese auch im Anerkennungs- 
staat als die jüngere Maßnahme an die Stelle der- 
jenigen, die zuvor die Heimatbehörden angeordnet 
hatten. 

Zu Artikel 9 

Die Vorschrift enthält eine Eilzuständigkeit der 
Behörden des Vertragsstaates, in dem der Minder- 
jährige seinen, wenn auch nur vorübergehenden 
(schliditen) Aufenthalt hat oder Vermögen besitzt. 
In allen dringenden Fällen können diese Behörden 
vorläufige Maßnahmen treffen (Absatz 1). 

Die vorläufigen Maßnahmen treten außer Kraft, 
wenn die Behörden des gewöhnlichen Aufenthalts 
des Minderjährigen oder die Heimatbehörden ihrer- 
seits die erforderlichen Anordnungen zum Schutze 
der Person oder des Vermögens des Minderjährigen 
getroffen haben. Etwaige endgültige Wirkungen der 
Eiimaßnahme bleiben jedoch bestehen (Absatz 2). 
Hier kommen z. B. die für die vorläufige Unterbrin- 
gung des Minderjährigen in einem Pflegeheim ent- 
standenen Kosten in Betracht. Die endgültigen Wir- 
kungen einer vorläufigen Maßnahme sind in allen 
Vertragsstaaten anzuerkennen. Das bedeutet in dem 
genannten Beispiel, daß die Behörden des gewöhn- 
lichen Aufenthalts oder die Heimatbehörden, sofern 
diese die Betreuung gemäß Artikel 4 übernommen 
haben, die Unterbringungskosten selbst zu erstatten 
oder, je nach ihrem innerstaatlichen Recht, auf die 
Erstattung durch den Minderjährigen bzw. seinen 
gesetzlichen Vertreter hinzuwirken haben (vgl. § 81 
JWG). 

Zu den Artikeln 10 und 11 

Besondere praktische Bedeutung kommt den An- 
hörungs- und Mitleilungspflichten zu, die den Be- 
hörden der Vertragsstaaten durch Artikel 10 (vor- 
herige Anhörung) und Artikel 11 (nachträgliche 
Mitteilung) auferlegt sind. Von der guten internatio- 
nalen Zusammenarbeit der Behörden untereinander 
wird in hohem Maße die Wirksamkeit des Minder- 
jährigenschutzes abhängen. 

Artikel 10 verlangt, daß in einem Vertragsstaat erst 
dann neue Maßnahmen getroffen werden sollen, 
nachdem eine Stellungnahme der Behörden des Staa- 
tes eingeholt worden ist, dessen Anordnungen noch 
in Kraft sind. Das Übereinkommen spricht von einem 
„Meinungsaustausch" zwischen den Behörden der 
beiden beteiligten Staaten. Es ist also erforderlich, 
daß sich die Behörden gegenseitig ihre Auffassung 
über die zu treffenden Schutzmaßnahmen mitgeteilt 
haben. Von dem Meinungsaustausch soll nur abge- 
sehen werden, wenn es für den Minderjährigen 
nachteilig wäre, auf eine Stellungnahme der Behör- 
den des anderen Vertragsstaates zu warten, oder 
wenn der Befragung ein sonstiger Grund entgegen- 
stcht („soweit dies möglich ist"). 

Die allgemeine Konsultationspflicht des Artikels 10 
tritt neben die Mitteilungspflichten nach Artikel 4 
Abs. 1 und Artikel 5 Abs. 2. Will der Heimat- oder 
der neue Aufenthaltsstaat eigene Maßnahmen tref- 
fen, hat er stets zuvor die bisher zuständigen Be- 
hörden von seinem Vorhaben zu unterrichten; hier- 
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von gibt es keine Ausnahme. Diese Unterrichtung 
soll, „soweit dies möglich ist", gemäß Artikel 10 
regelmäßig zu einem Meinungsaustausch erweitert, 
d. h., es soll die Stellungnahme der bisher zustän- 
digen Behörde abgewartet werden. Die Pflicht zur 
gegenseitigen Konsultation besteht grundsätzlich 
auch in den Fällen des Artikels 8 (Gefährdung) und 
des Artikels 9 (Eilbedürftigkeit); ein Meinungsaus- 
tausch wird wegen der meist schnell zu treffenden 
Entscheidung allerdings nur selten möglich sein. 

Artikel 11 behandelt die Mitteilungen, die von den 
Behörden der Vertragsstaaten zu machen sind, nach- 
dem sie eine Schutzmaßnahme angeordnet haben. 
Absatz 1 schreibt vor, daß die Behörden derjenigen 
anderen Vertragsstaaten von der getroffenen Maß- 
nahme unterrichtet werden sollen, die für die Be- 
treuung des Minderjährigen nach dem Überein- 
kommen ebenfalls zuständig sind. Ihnen soll da- 
durch die Prüfung ermöglicht werden, ob ihr Ein- 
greifen erforderlich ist bzw. ein etwa noch anhän- 
giges Verfahren abgeschlossen werden kann. Die 
Behörden des schlichten Aufenthalts (Artikel 9) ha- 
ben nach Absatz 1 die Heimatbehörden des Min- 
derjährigen und die Behörden von dessen gewöhn- 
lichem Aufenthalt zu verständigen; die Behörden 
des gewöhnlichen Aufenthalts, die eine Maßnahme 
nach Artikel 1, 5 Abs. 1, 2 oder Artikel 8 getroffen 
haben, unterrichten hiervon die Heimatbehörden 
und diese umgekehrt die Behörden des gewöhn- 
lichen Aufenthalts, wenn sie im Rahmen des Ar- 
tikels 4 tätig geworden sind. 

Die in Artikel 4 Abs. 1 und Artikel 5 Abs. 2 vorge- 
schriebenen Benachrichtigungen über eine beabsich- 
tigte Maßnahme können die nachträgliche Mittei- 
lung nach Artikel 11 entbehrlich machen. Dies hängt 
vom Inhalt der vorherigen Benachrichtigung im Ein- 
zelfall ab. 

Nach Artikel 11 Abs. 2 sollen die Vertragsstaaten 
dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
der Niederlande die Behörden bezeichnen, welche die 
Mitteilungen nach Artikel 11 Abs. 1 unmittelbar ge- 
ben und empfangen können. In der Bundesrepublik 
Deutschland sind hierfür die Gerichte und Jugend- 
ämter, hilfsweise das Landesjugendamt Berlin, vor- 
gesehen; sie sind auch für die Mitteilungen nach 
Artikel 4 Abs. 1, Artikel 5 Abs. 2 und den Meinungs- 
austausch nach Artikel 10 zuständig (vgl. Artikel 2 
des Vertragsgesetzes). 

Zu den Artikeln 12 und 13 

Die beiden Vorschriften regeln die Frage, auf welche 
Personen das Übereinkommen anzuwenden ist; Sein 
Anwendungsbereich erstreckt sich auf alle Minder- 
jährigen, die in einem der Vertragsstaaten ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt haben; auf ihre Staatsange- 
hörigkeit kommt es nicht an (Artikel 13 Abs. 1). 

Wer als Minderjähriger im Sinne des Übereinkom- 
mens anzusehen ist, bestimmt Artikel 12. Danach 
muß eine Person den Minderjährigenstatus sowohl 
nach ihrem Heimatrecht (das kann das Recht eines 
Nichtvertragsstaates sein) als auch nach dem Recht 
ihres gewöhnlichen Aufenthalts besitzen. Die Re- 
geln des internationalen Privatrechts sind hierbei 
jeweils ausgeschlossen. Gehört der Jugendliche 


einem Staat an, der das Personalstatut einer Person 
nach dem Recht ihres Wohnsitzes beurteilt (z. B. die 
Staaten des anglo-amerikanischen Rechtskreises), so 
ist diese „Weiterverweisung" niciit zu beachten; an- 
zuwenden sind die materiellen Vorschriften des Hei- 
matstaates über die Volljährigkeit. 

Hält sich der 19jährige, also nach deutschem Recht 
noch minderjährige Deutsche in einem anderen Ver- 
tragsstaat auf, nach dessen Gesetzen die Volljäh- 
rigkeit bereits mit Vollendung des 18. Lebensjahres 
eintritt, so ist das Übereinkommen nach der Be- 
griffsbestimmung des Artikels 12 auf ihn nicht an- 
wendbar. Auch die Heimatbehörden können dann 
keine Maßnahmen nach Artikel 4 des Übereinkom- 
mens treffen. Es kommen sowohl für den Aufent- 
halts- wie für den Heimatstaat nur Schutzmaßnah- 
men außerhalb des Übereinkommens in Betracht. 
Verlegt der 19jährige Deutsche seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt aber nach Deutschland oder einen 
anderen Vertragsstaat, nach dessen Recht die Voll- 
jährigkeit erst später eintritt, so wird das Überein- 
kommen anwendbar. 

Die Regelung des Artikels 12 hat lediglich für die 
Anwendbarkeit des Übereinkommens Bedeutung. 
Sie läßt die Frage unberührt, ob eine Person im son- 
stigen Rechtsverkehr als voll- oder minderjährig 
anzusehen ist. Dies ist nach den allgemeinen Re- 
geln des internationalen Privatrechts der einzelnen 
Vertragsstaaten zu entscheiden. 

Artikel 13 Abs. 2 spiegelt den allgemeinen Satz des 
Völkerrechts wider, daß Staaten, die einer inter- 
nationalen Vereinbarung nicht beigetreten sind, aus 
ihr auch keine Rechte herleiten können. Die Heimat- 
behörden des Minderjährigen können nach der ge- 
nannten Vorschrift die ihnen in diesem Überein- 
kommen eingeräumten Zuständigkeiten dementspre- 
chend nur geltend machen, wenn der Fleimatstaat 
dem Übereinkommen angehört. Ist dies nicht der Fall, 
so ist — vom Sonderfall des Artikels 9 abgesehen — 
für alle Maßnahmen nach diesem Übereinkommen 
die ausschließliche Zuständigkeit des Vertrags- 
staates begründet, in dem der Minderjährige seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Nach Artikel 13 Abs. 3 kann sich jeder Vertrags- 
staat Vorbehalten, die Anwendung des Übereinkom- 
mens auf Minderjährige zu beschränken, die einem 
Vertragsstaat angehören. Es ist nicht beabsichtigt, 
für die Bundesrepublik Deutschland einen solchen 
Vorbehalt zu erklären. Die Anwendung des Über- 
einkommens durch die deutschen Gerichte und Be- 
hörden ist also nicht davon abhängig, ob der Min- 
derjährige einem Vertrags- oder einem Nichtver- 
tragsstaat angehört. Luxemburg hat von der Vor- 
behaltsmöglichkeit des Artikels 13 Abs, 3 Gebrauch 
gemacht. 

Zu Artikel 14 

Die Vorschrift betrifft die Staaten, in denen mehrere 
Teilrechtsgebiete nebeneinander gelten, wie etwa 
in Großbritannien (englisches und schottisches Pri- 
vatrechtsgebiet). Für die deutschen Gerictite und 
Jugendämter ist die Vorschrift dann von Bedeu- 
tung, wenn das Heimatrecht einer Person festzu- 
stellen ist, die einem solchen Staat mit mehreren 
Privatrechten angehört. Im allgemeinen wird in der- 
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artigen Fällen an den jetzigen oder früheren Wohn- 
sit7 oder den letzten gewöhnlichen Aufenthalt in 
diesem Vertragsstaat anzuknüpfen sein. 

Zu Artikel 15 

In einer Reihe von Staaten ist gesetzlich vorge- 
schrioben, daß die Gerichte bei der Nichtigerklä- 
rung, Aufhebung, Scheidung oder Trennung einer 
Ehe auch das Sorgerecht über die aus der Ehe stam- 
menden minderjährigen Kinder zu regeln haben. Um 
den in Betracht kommenden Vertragsstaaten diese 
Möglichkeit zu erhalten, können sie gemäß Arti- 
kel 15 Abs. 1 einen Vorbehalt erklären, wonach die 
Ehegerichte weiterhin für die Kinderschutzmaßnah- 
men zuständig bleiben, die im Zusammenhang mit 
der Auflösung der Ehe zu treffen sind. 

Die anderen Vertragsstaaten sind gemäß Artikel 15 
Abs. 2 nicht verpflichtet, diese Maßnahmen anzu- 
erkennen. Das bedeutet, daß sich die Anerkennung 
und Vollstreckung solcher Sorgerechtsregelungen 
nach den allgemeinen Grundsätzen richtet, aller- 
dings mit folgender Besonderheit: 

Der Vorbehalt nach Artikel 15 Abs. 1 entzieht den 
Minderjährigen nicht der Regelung des Überein- 
kommens. Die von den Behörden anderer Vertrags- 
staaten nach dem Übereinkommen getroffenen Maß- 
nahmen gehen deshalb den Anordnungen des Ehe- 
gerichts vor. Ist dessen internationale Zuständigkeit 
aber nicht nur auf den Vorbehalt nach Artikel 15 
Abs. 1 sondern auch auf Artikel 4 Abs. 1 gegründet, 
weil der Minderjährige dem Staat, in dem das Ehe- 
verfahren stattfindet, angehört, so haben die An- 
ordnungen des Ehegerichts in allen Vertragsstaaten 
Vorrang vor den Maßnahmen des Aufenthaltsstaa- 
tes. Das Ehegericht ist dann aber auch gehalten, den 
Mitteilungs- und Konsultationspflichten des Über- 
einkommens zu genügen (Artikel 4 Abs. 1, Arti- 
kel 10, 1 1). Das Abkommen findet desgleichen in dem 
Fall uneingeschränkte Anwendung, daß der Min- 
derjährige im Prozeßstaat seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt hat; die Maßnahmen der Ehegerichte des 
Aufenthaltsstaates haben in allen anderen Vertrags- 
Staaten Wirksamkeit, soweit nicht die Heimatbehör- 
den nach Artikel 4 eingreifen. 

Von der Möglichkeit des Artikels 15 Abs. 1 haben 
bisher Luxemburg und die Schweiz Gebrauch ge- 
macht. Nach Auffassung der Bundesregierung be- 
steht für einen solchen Vorbehalt kein Bedürfnis. Es 
reicht aus, daß die Landgerichte bei denen ein Ehe- 
verfahren anhängig ist, dann eine vorläufige Sorge- 
rechtsregelung treffen können, wenn der Minder- 
jährige Deutscher ist (Artikel 4) oder sich in Deutsch- 
land gewöhnlich aufhält (Artikel 1) oder wenn er 
sich in Deutschland nur vorübergehend aufhält und 
eine sofortige Entscheidung erforderlich ist (Arti- 
kel 9). 

Zu Artikel 16 

Die in internationalen Verträgen übliche Klausel, 
daß nur aus Gründen der öffentlichen Ordnung von 
den Bestimmungen des Übereinkommens abge- 


wichen werden darf, ist hier duicli die Besonderheit 
gekennzeichnet, daß die Verletzung der öffentlichen 
Ordnung des Vertragsstaates „offensichtlich" sein, 
also „auf der Hand" liegen muß. 

Zu Artikel 17 

Es entspricht einer allgemeinen Übung, internatio- 
nale Übereinkommen nicht rück\/irkend, sondern 
nur auf solche gerichtlichen und behördlichen Maß- 
nahmen anzuwenden, die nach seinem Inkrafttreten 
getroffen werden. Diesem Grundsatz trägt Absatz 1 
Rechnung. Andernfalls würde die Gültigkeit frühe- 
rer Maßnahmen, da sie nunmehr den Voraus- 
setzungen des Übereinkommens genügen müßten, in 
Frage gestellt. 

Eine hiervon abweichende Regelung ist, der beson- 
deren Natur der kraft Gesetzes eingetretenen Ge- 
waltverhältnisse (Artikel 3) entsprechend, in Ab- 
satz 2 vorgesehen: Derartige Gewaltverhältnisse 
werden in den Vertragsstaaten von dem Zeitpunkt 
an als gültig anerkannt, in dem das Übereinkommen 
für sie in Kraft tritt, soweit sie nicht schon nach den 
bisher geltenden allgemeinen Vorschriften des in- 
ternationalen Privatrechts anerkannt worden sind 
(Artikel 17 Abs. 2). 

Zu Artikel 18 

Das Übereinkommen tritt im Verhältnis zu den an- 
deren Vertragsstaaten an die Stelle des Haager 
Vormundschaftsabkommens von 1902 (Absatz 1). Für 
die Bundesrepublik Deutschland gilt das Vormund- 
schaftsabkommen zur Zeit noch im Verhältnis zu Bel- 
gien, Italien, Luxemburg, den Niederlanden, Portu- 
gal, der Schweiz und Spanien. Da das Haager 
Übereinkommen zum Schutze Minderjähriger für 
Luxemburg, Portugal und die Schweiz bereits in 
Kraft getreten ist (vgl. oben All), wird gegenüber 
diesen Staaten das neue Übereinkommen das Vor- 
mundschaftsabkommen von 1902 ersetzen. 

Absatz 2 bestimmt, daß andere Verträge über den 
Minderjährigenschutz unberührt bleiben. Für die 
Bundesrepublik Deutschland würde von dieser Vor- 
schrift des deutsch-österreichischen Vormundschafts- 
abkommen vom 5. Februar 1927 (Reichsgesetzbl. II 
S. 510) betroffen, falls auch Österreich das Haager 
Übereinkommen zum Schutze Minderjähriger rati- 
fizieren sollte. Es wird dann zu entscheiden sein, ob 
das deutsch-österreichische Vormundschaftsabkom- 
men aufrechterhalten oder — ebenso wie das Haa- 
ger Vormundschaftsabkommen im Verhältnis zu 
den drei genannten Staaten — durch das neue 
Übereinkommen zum Schutze Minderjähriger er- 
setzt werden soll. 

Zu Artikel 19 bis 25 

Die genannten Artikel enthalten die für Überein- 
kommen der Haager Konferenz für Internationales 
Privatrecht üblichen Schlußklauseln (vgl. das Über- 
einkommen über die Anerkennung und Vollstrek- 
kung von Entscheidungen auf dem Gebiete der Un- 
terhaltspflicht gegenüber Kindern vom 15. April 
1958, Bundesgesetzbl. 1961 II S. 1005). 
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